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DIE KONJUNKTUR IN SCHlESWIG-HOlSTEIN 

1969 1970 
Veränderung 

Monatsdurchschnitt 

Juli bis November 

INDUSTRIE 1 

Produktionsindex 1962 = 100 159 163 
Beschäftigte 1 000 188 193 
Umsotz 2 

Mill. DM 1 036 1 108 
Geleistete Arbeiterstunden Mill. Std. 24 24 

BAUWIRTSCHAFT UND BAUTÄTIGKEIT 

Geleistete Arbeitsstunden Mill. Std. 9,8 9,9 
Zum Bau genehmigte Wohnungen Anzahl 2 862 2 646 

HANDEL 

Ausfuhr Mill. DM 182,0 180,8 
Ausfuhr ohne Schiffe Mill. DM 154,4 160,3 

VERKEHR 

Zulassungen fabrikneuer Kraftfahrzeuge Anzahl 6 431 7 316 

PREISINDEXZIFFERN (Bundesgeb.iet) 

E inkoufsprei se für Auslandsgüter 1962 = 100 108,0 106,5 
Grundstoffpreise 3 1962 = 100 102,7 103,9 
Erzeugerpreise 

industrieller Produkte
3 

1962 = 100 102,4 108,2 
I ondwi rt schoftl i eher Produkte 3 1961/63 = 100 106,7 99,6 

Lebenshaltung 4 

insgesamt 1962 = 100 119,7 124,2 
Nahrungs- und Genußmittel 1962 = 100 114,2 117,2 

GELD UND KREDIT 

Bestand om Monatsende 
kurzfristige Kredite 5 

Mill. DM 2 828 3 305 
mittel- und langfristige Kredite6 

Mill. DM 11 424 12 532 
Sporeinlogen Mill. DM 5 049 5 470 

STEUERAUFKOMMEN 

Umsatzsteuer/Mehrwertsteuer 7 
Mill. DM 72 75 

Landessteuern 8 
Mill. DM 105 129 

Veranlagte Einkommensteuer Mill. DM 36 22 
Lohnsteuer Mill. DM 80 98 

1) Betriebe mit Im ollgemeinen 10 und mehr Beschäftigten; ohne Bauindustrie und ohne öffentliche Gas-, Wasser- und 
Elektrizitätswerke 2) ohne Umsatz in Handelsware, ohne Erlöse aus Nebengeschäften und ohne Umsatzsteuer 
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3) ohne Umsotz(Mehrwert)steuer 4) 4-Personen-Arbeltnehmer-Housholt mit mittlerem Einkommen des olleinverdienenden 
Housholtsvorstondes; Lebenshaltungsousgaben von rund 750 DM monatlich noch Verbrauchsverhältnissen von 1962 
5) an die Nichtbankenkundschaft 6) an die Nlchtbonkenkundschoft; einschileBlich durchlaufender Kredite 
7) einschließlich Umsotzousglelchsteuer/Einfuhrumsotzsteuer 8) einseht ießllch Landesantel I an den Einkommensteuern, 
ob 1970 auch an den Umsatzsteuern 
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S TAT ISTISCHE 

MONATSHEFTE 
SCHLESWIG-HOLSTEIN 

23. Jahrgang Heft 2 Februar 1971 

Aktuelle Auslese 

.~ 
Trotz rückläufiger Gewerbesteuer 
5,6 % mehr Gemeindesteuern 

Oie schl swig-holsteinischen Gemeinden 

hoben 1970 589,7 Mill. DM Gemeindesteuern 

eingenommen. Das ist eine Mehreinnahme von 31,1 Mi II. DM 

oder 5,6 % gegenüber 1969. Diese Mehreinnahme ist aus­

schließlich auf d1e Gemeindefinanzreform zurückzuführen. 

Die bisherige Haupteinnahmequelle der Gemeinden, die 

Gewerbesteuer noch Ertrag und Kapitol, ist naml1ch um 

73,4 Mi II. DM oder 19,7% zuruckgegongen. Ohne Gemeinde­

finanzreform hatte das zur Folge gehabt, daß 10 die Go­

mei ndekossen insgesamt 57,3 Mi II . DM oder 10,3 % wemger 

geflossen wdren als 1969. Die Beteiligung der Gemeinden 

on der E1nkornmensteuer ot jedoch diese Mindereinnahme 

mehr als wett gemocht . 

Durch die Gemeindefinanzreform erhielten die Gemeinden 

bis zum Jahresende 178,6 Mill . DM als Gemeindeantei l on 

der Einkommensteuer und mußten dafür 90,2 Mill. DM vom 
. Aufkommen der Gewerbesteuer noch Ertrag und Kapi tol 

9 als Gewerbesteuerumlage abfuhren. Per Saldo ergab sich 

also fur sie ein Mehr von 88,4 Mill. DM. Hierbei muß be­

rücksichtigt werden, daß es sieh um Kassenongaben han­

delt und daher nur solche Betröge erfaßt wurden, die b1s 

zum 31. 12. 1970 von d n Gemeinden empfangen wurden 

oder zu leisten waren. Für den Gemeindeanteil an der 

Einkommensteuer und d1e Gewerbesteuerumlage bedeutet 

das, daß d1e Jahresobrechnung, die im Januar 1971 erfolgte, 

mcht eingeschlossen ist, sondern nur die Abschlagszah lung 

für das vi erte Vierte l jahr 1970. Oie Jahresabrechnung der 

Gemeindefinanzreform brachte nämlich einen Saldo von 

t 115,9 Mill . DM. 

Zunahme der lnsolvenzen 

Die Zahl der lnsolvenzen in Schleswig-Holstein erreichte 

im Jahre 1970 einen Höchststand. Bei den Amtsgerichten 

gingen 146 Konkursantrage ein; im Jahre 1969 waren es 125 

gewesen. Oie Zahl der eroffneten Vergleichsverfahren blieb 

mit 14 gegenüber dem Vorjahre unverondert. Trotz stark 
gestiegener Einkommen der Arbeitnehmer und erhohter wirk­

samer Nachfrage waren damit d1e statistisch erfoßten 

Zahlungsschwierigkeiten großer als in irgendeinem der 

letzten 13 Jahre. Mit 41 wirtschaftl ichen Zusammenbrüchen 

war der Handel besonders stark betroffen. Weitere 26 
Konkurse entfielen auf Dienstlei stungsunternehmen und 
19 auf Unternehmen des Baugewerbes. Insgesamt entfielen 

115 Konkurse auf Erwerbsunternehmen. Die voraussicht­

lichen Forderungen der Gloubiger beliefen s1ch auf ins­
gesamt 63,6 Mill. DM. 

6,2 Mrd. DM Umsatz im Handwerk 

Das Handwerk erre1chte im Jahre 1970 1n 

Schleswig-Holstein einen Gesamtumsatz 

von 6,2 Mrd. DM (ohne Nebenbetriebe). 

Der Umsotzzuwocbs gegenüber 1969 betrug rd. 530 Mi II. DM 

oder 9 %. Oberdurchschnittlich hoch war dabei die Umsat z· 

zunehme in der Gruppe Metoll (300 Mill. DM = 17 %). Der 
Handwerksumsatz ollein (ohne Hondelsumsotz) betrug im 

Jahre 1970 4,6 Mrd. DM gegenuber 4,2 Mrd. DM im Jahre 
1969 (+ 10 %) . 

Ungewöhnlich starker Anstieg 
der Verkehrsunfälle 

Im Jahre 1970 ereigneten sich in Schleswig­

Holstein 16 849 Straßenverkehrsunfalle mit 

Personensc~oden. Bei diesen Unfollen wurden 882 Perso­

nen getötet und 23 195 verletzt. Im Vergleich zu 1969 
nahmen die Unfälle in einem Umfang zu, wie er sei t 10 
Jahren nicht zu beobachten war. Ihre Zahl erhohte sich um 

11 %, die Zoh I der getöteten Personen um 13 % und dte der 

verletzten Personen um 12 %. Im Verlauf des Jahres waren 
unterschiedliche Zunahmen festzustellen. Sie liegen 

- immer im Vergleich zum Vorjahresmonat- zwischen 4% 
im August und 40% im Dezember. Nur im November war ein 

Rückgong der Unfälle zu registrieren(- 6 %). 
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Größenstruktur der land- und forstwirtschaftliehen Betriebe 1970 
Anfang 1970 waren in Schleswig-Holstein 39 600 
landwirtschaftliche Betriebe mit 2 und mehr ha 
landwirtschaftlich genutzter Fläche vorhanden. 
Zu diesen Betrieben gehörte eine landwirt­
schaftlich genutzte Fläche von insgesamt 
1,115 Millionen ha. Fast zwei Drittel dieser 
Fläche entfielen auf gut 13 500 Betriebe mit 
30 und mehr ha Größe, weitere 20o/o auf 
9 100 Betriebe zwischen 20 und 30 ha. Nähere 
Einzelheiten zeigt die folgende Tabelle. 

Größenstruktur der landwirtschaftlichen Betriebe 1970 

Größen· 
Fläche ln Tsd. hall 

0 klasse 50 100 150 200 
in hall 

Betriebe ln Tsd. 
6 5 4 3 

2-5 

5-10 

10-15 

15-20 

20-25 

25- 30 

30-40 

40-50 

50-75 

75-100 

100 
U.lleht 

4 

0- 4Zl7 1) landwirtscha(tlich genutzte Flache 

Darin wird erstmals auch eine weitere unter­
teilung der Betriebsgrößenklassen zwischen 
30 und 50 ha sowie 50 und 100 ha au::;gewiesen, 
in denen heute das Schwergewicht der 
schleswig-holsteinischen Landwirtschaft liegt. 
Es zeigt sich dabei, daß die Zahl der Betriebe 
zwischen 50 und 75 ha viermal so groß ist 
wie die der Betriebe zwischen 75 und 100 ha. 
Letztere umfassen zur Zeit nur unwesentlich 
mehr Einheiten als die Betriebe über 100 ha. 

Ein Vergleich dieser Zahlen mit entsprechenden 
Daten früherer Jahre ist aus verschiedenen 
Gründen erschwert. Insbesondere darf nicht 
unmittelbar mit den Vorjahresdaten verglichen 
werden, da sonst Fehlschlüsse unvermeidbar 
sind. Für den Vergleich sind zunächst einige 
Hinweise auf die Verfahren zur Daten­
gewinnung und auf Definitionsänderungen 
erforderlich. 

Datengewinnung: Etwa alle 5 bis 6 Jahre 
- zuletzt 1970, davor 1965 und 1959 - wird 
von den Gemeinden für jeden landwirtschaft­
lichen Betrieb nach einem vorgeschriebenen 
Verfahren anhand von Katasterwlterlagen ein 
Erhebungsbogen angelegt, aus dem seine 
genaue Größe aus Eigenland und Pachtland 
- unabhängig von deren Lage - zu diesem 
Zeitpunkt hervorgeht (Grunderhebung) . Um die 
Ämter und Gemeinden nicht in jedem Jahr 
in diesem Umfang belasten zu müssen, werden 
in den Zwischenjahren laut Gesetz nur die 
jeweils gegenüber dem Vorjahr eingetretenen 
Änderungen in den Betrieben erfragt und 
in den bei der Grunde. hebung angelegten 
Bogen eingetragen (Fortschreibung). Aus 

Größenstruktur der londwi rlschoftl ichen Betriebe 

1970 
Größenklasse Größenklasse 
nach der LN 1 

1960 1965 noch der LF
1 

Fläche LF 
in ha ln ho Betriebe ln ho 

% 

2- 5 8 126 6 834 2- 5 5 052 16 245 1,5 

5- 10 6 703 5 427 5- 10 3 935 28 591 2,6 

10- 15 6 320 5 159 10- 15 3 503 43 837 3,9 

15- 20 6839 6 319 15- 20 4448 78 177 7,0 

20- 25 4 803 108 084 9,7 
20- 30 9 7B2 10 243 

25- 30 4 306 118 076 10,6 

30- 40 5 931 204 050 18,3 
30- 50 7 947 8 316 

40- 50 3279 146 047 13,1 

50- 75 2 940 174 320 15,6 
50- 100 3077 3 145 

75- 100 7Z6 61 748 5,5 

100 und m~>hr 571 577 100 und mehr 680 135 753 12,2 

Insgesamt 49 365 46 020 Insgesamt 39 603 1 11 4 928 100 

1) Der Begriff "londwlrtschoffllche Nvtzflöche" (LN) wird ob 1970 nicht m"hr verwendet. An seine Stelle tritt der B"'grlff "Lo.,dwirtschaftlich 
genutzte Fläche" (LF)j in dieser Flöche sind aus Wirtschaftlicnen oder sozial"" Gründen "nicht mehr genutue londwirtschoFrllche Flöchen" sowie 

die "privaten Porkonlogen, Rasenflöchen und Ziergärten" nicht mehr enthalten 
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diesen Bogen werden im Statistischen Land s ­
amt die Betriebsgröt.lenergebnisse ermittelt. 

Die Grunderhebungl n erbringen sehr exakte 
Ergebnisse. Bei den Fortschreibungen können 
dagegen Betriebe übergangen werden oder es 
kann geschehen , daß Veränderungen nur mit 
zeitlicher Ve1·zögerung erfaßt werden, zum 
Beispiel wenn ein Flurbereinigungsverfallren 
läuft. Wi die Erfahrung zeigt, treten solche 
Verzögerungen bei starken Strukturänderungen, 
wie wir sie gegenwärtig haben , besonders 
hervor. Ein Teil der sich rechnerisch zwischen 
1969 und 1970 e1·gebenden Veränderungen 
hat tatsächlich also bereits in den vor n­
gegangenen Jahren stattgefunden. 

Definitionsänderungen: H1ervon werden 
besonders die unte1 en Betriebsgrößenklassen 
betroffen. Zur Anpassung an die EWG­
einheitliche Klassifizierung wird ab 1970 
nicht mehr die landwirtschaftliche Nutzflä he 
(LN) sondern die sogenannte "landwirtschaft-

• lieh genutzte Fläche' (LF) erhoben und na h­
gewlesen. Letztere enthält nicht mehr tlic 
privaten Parkanlagen, Rasenflächen und Z1 r­
gärtcn sowie die "nicht mehr genutzten 
landwirtschaftlichen Flächen" , die noch in 
der LN enthalten waren . Eine ganze Rethe 
von Betrieben ist dadurch aus dem Erfassungs­
bereich ausgeschieden, andere sind in der 
Größenklassenskala nach unten verschoben 
(und damit auch aus dem hier dargestellten 
Bereich ausgeschieden). Bei den sogenannten 
"nicht mehr genutzten landwirtschaftlichen 
Flächen" handelt es sich einmal um • us 
sozialen oder wirtschaftlichen Gründen nicht 
mehr genutzte Flächen; deren Umfang 1st 
Jedoch 1n Schleswtg-Holstcin im Gegensatz 
zu anderen Bund sländern gering. Zum 
anderen handelt es sich um früher als Wiesen 
oder Weiden genutzte Flächen, auf deuen 
sich heute Campingplätze oder Liegewi en 

- befinden. Die Häufung dieser Fälle 111 den 
Fl'emdenv•~rkehrsgebieten ist wlVerkennbar. 

Ber einem Verglei< h zwischen den Grund­
el'lwbungscrgebniss 1 - also über mindesh ns 
5 Jahre hinweg - entfallen die aus 1 er 
Datengewinnung stammenden Gründe für die 
Vergleichsschwierigkeiten vollständig, die in 
Definitionsänderungen liegenden Gründe wirken 
srch nur abgeschwächt aus, da sie gemessen an 
den tatsächlichen großen Strukturänderungen 
nicht so ins Ge cht fallen . In dies m 
Zusammenhang gen ·gt daher der Hinw s, 
daß die Abnahme der Betriebe bis ur 
Größenklasse 5 bis 10 ha wegen der Defi­
nitionsänderungen uberhöht ist. Selbst mit 
dieser Einschränkung läßt sich feststell n, 
daß die Gesamtzahl der Betriebe ab 2 ha LF 
in der zweiten IIäl te der 60er Jahre etwa 
doppelt so stark bgenommen hat wie in 
der ersten IHilfte, nämlich um fast 14o/o . 

Die stärkste relative Abnahme gab es in 
den letzten 5 Jahren in der Größenklasse 
von 10 bis 15 ha, und zwar um fast ein 
Drittel, gefolgt von der Größenklasse 15 bis 
20 ha mit fast 30o/o. Während die Zahl der 
Betriebe zw1schen 20 und 30 ha Größe von 
1960 bis 1965 noch um fast So/o zugenomm1•n 
hatte, ging sie in den letzten 5 Jahren um 
11o/o zurück. Beachtlich sind die Zunahmen 
über 30 ha; sie betrugen zwischen 1960 
und 1965 fast 450 Betriebe (4o/o) und zwischen 
1965 und 1970 mehr als dreimal soviel, 
nämlich &rut 1 500 Betriebe ( 13o/o) . 

Im Gegensatz zum langfristigen Verglcit•h 
kommen die geschilderten Vergleichs ­
schwierigkeiten beim kurzfristigen Verglcil'h 
- in::;besondere zwischen den bisher für 1969 
bereits veröffentlichten Daten und den Zahlen 
dieses Berichtes für 1970 - voll zur Aus ­
wirkung. Der unmittelba1·e kurzfristige 
Vergleich führt daher zu Fehlschlüssen und 
muß unterbleiben; dennoch smd die bisherigPn 
Fortschreibungsergebnisse nicht wertlos, da 
sie in den Zwischenjahren Anhaltspunkte für 
die tatsächliche Entwicklung gegeben haben . 
Aus einer sinnvollen Auswertung dicst>r 
Anhaltspunkte läßt sich auch die zwil;clwn 
1969 und 1970 entstandene Vergleichslilcke 
wenigstens schätzungsweise schließen. Wi 1·d 
einmal unterstellt, daß die Fortschreibung 
die tatsächlichen Veränderungen in jedem 
Jahr des Zeitraums von 1965 bis 1969 nicht 
vollsttindig, sondern aus den oben geschilder·t(•n 
Gründen jeweils nur etwa zu 80% crfaßt hat 
und werden die bisherigen Verfindcrungsrat('n 
entsprechend erhöht, so ergibt sich für alle 
Größenklassen ab 7.5 ha eine Entwicklungs­
rClhe, an die sich die bei der Grunderhebung 
1970 ermtttelten Betriebszahlen plausib0l 
anschließen. Aus einer solchen, intern 
gehildeten Reihe wird deuthch, daß d e 
Abnahmen im unteren und dte Zunahmen im 
oberen Größenklassenbereich sich laufend 
vc1·sWrkt haben. Unter 7,5 hn führt dieses 
Verfahren nicht zu plausiblen Anschlußwerten 
zwischen 1969 Wld 1970. Jli •r muß die 
Abnahme der Betriebszahl aus Grilnden d r 
Definitionsänderungen zu:;titzlich berücksichtigt 
werden. Aus Plausibilitätstlberlegungen Hil3t 
stch erkennen, daß sie mit etwa 600 Einheiten 
veranschlagt werden kann. Unter Berück­
sichtigung dieser Annahmen ergibt sich, daß 
die Zahl der Betriebe ab 2 hn LF von 1969 
auf 1970 tatsächlich um etwa 1 800 Einheiten 
abgenommen hat (Vorjahr 1 400, davor 1 1 00) . 
lm einzelnen dürfte die Zahl der Betriebe 
zwischen 2 und 30 ha um rund 2 350 Einheiten 
abgenommen und die der Betriebe mit 30 ha 
und mehr um 550 Einheiten zugenommen haben. 

Dr. Dt t r Mohr 

ergleiehe auch "Landwlrtschofthch B<'tr b u Arbe,tskr lte t 

r ang.",heltund Zukunt.•lnStat.Monal h.S. H.\970 S 19 S t) 
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Getreide- und Ölfruchternte 1970 

Wetter und Wachstum 

Das Erntejahr 1970 brachte mit seinen von 
Beginn an außergewöhnlichen Witterungs­
bedingungen ebenso außergewöhnlich gute als 
auch schlechte Ernteergebnisse je nach 
Standort und Fruchtart. 

Eine für die Herbstbestellung 1969 gUnstige 
Witterung führte zu einem verstärkten Winter­
getreideanbau und ermöglichte außerdem eine 
weitere Ausdehnung der Winterrapsanbau­
fläche. Obwohl der Winter bereits im 
November 1969 einsetzte, konnten sich die 
Wintersaaten bis dahin zufriedenstellend 
entwickeln. Der Winter war von außergewöhn­
licher Dauer und (teilweise) schneereich. 
Gelitten hat darunter vor allem die Winter­
gerste durch verbreiteten Schneeschimmel­
befall, der sich besonders an den Knickrändern 
zeigte. 12o/o der Wintergerste-Aussaatfläche 
mußten umgebrochen werden. Hieraus und 
auch aus den günstigen Vorjahreserträgen 
der Sommergerste wird erklärlich, daß der 
Sommergersteanbau gegenüber 1969 erheblich 
ausgedehnt, der aller übrigen Sommergetreide­
arten dagegen stark eingeschränkt wurde. 

Beim Winterraps zeigten sich wesentlich 
geringere Auswinterungsschäden. Wlihrend im 
Frühjahr 1969 18% der Aussaatfläche umge­
brochen werden mußte, waren es im Frühjahr 
1970 nur 4%. 

Der langandauernde Winter und die darauf­
folgende Nässe verzögerten die Frühjahrs­
bestellung erheblich, so daß der Wachstum­
stand der Feldfrüchte, insbesondere des 
Sommergetreides, anfangs recht ungünstig 
beurteilt wurde. Im Mai, Juni und im Juli 
folgten teilweise anhaltende Trockenperioden, 
die insbesondere auf den leichten Böden zu 
Sandverwehungen und später zu Dürreschäden 
führten. Auf besonders betroffenen Standorten 
kam es bei Hafer und Sommergerste zu 
vollkommenem ErtragsausfalL Winterroggen 
wurde stellenweise notreif. Die nach der 
Trockenperiode Ende Juni und Anfang Juli 
folgenden Regenfälle führten wiederum beson­
ders bei Sommergetreide auf den leichten 
Geestböden zu verbreitetem Zwiewuchs. Hier­
durch gab es Mindererträge. ver::;pätete 
Erntetermine und teilweise hohe Feuchtigkeits­
gehalte des geernteten Getreides. 

Der Winterraps versprach, nach der günstigen 
Anfangsentwicklung und gutem Wachstumstand 
bis Ende Juni, etwa durchschnittliche Ertrlige 
zu bringen. Starker Schädlings-Spätbefall 
(Kohlschotenrüßler und -mücke) ließen ab 
Mitte Juli dann große Ertragsausfälle erwarten, 
insbesondere im Nordosten unseres Landes. 

Am Ende führten die Schäden nicht zu Miß­
ernten, wenngleich sie den Ertrag im Landes­
mittel um mehrere dz/ha gesenkt haben 
dürften. 

Ernteverlauf 

D.er verspätete Vegetationsbeginn im Frühjahr, 
d1e anhaltende Dürre in den Monaten Mai 
und Juni sowie die nachfolgenden reichen 
Niederschläge führten zu verspäteten Ernte­
terminen. Besonders in den durch die Dürre 
stärker betroffenen Gebieten verzögerte der 
verbreitete Zwiewuchs beim Sommergetreide 
die Getreideernte erheblich. Noch im Sep­
tember wurde Sommergerste gemäht. Während 
die Getreideernte in den Vorjahren Mitte 
September praktisch abgeschlossen war, waren 
1970 Ende September noch 4% der Getreide­
flächen nicht abgeerntet. Die Anfang September e 
einsetzende und drei Wochen anhaltende 
Schlechtwetterperiode verzögerte dieGetreide­
ernte weiter und auch die Qualität des 
Getreides verschlechterte sich (Auswuchs, 
hohe Feuchtigkeitsgehalte). Erst um den 
20. September kam es zu einer durchgreifenden 
Wetterbesserung, so daß die Erntearbeiten 
vorangebracht werden konnten. 

Erträge 

Bei Ertragsvergleichen muß besonders im 
Jahre 1970, in dem sich die extremen 
Witterungsverhältnisse je nach geographischer 
Lage und Bodengüte sehr unterschiedlich 
teilweise gegensätzlich ausgewirkt haben, nach 
Anbaugebieten und nach Anbauverteilung unter­
schieden werden. 

Vorweg seien daher die Geestanteile der­
verschiedenen Getreidearten und des Winter­
rapses dargestellt: 

Anteil der Geestonboufl!ichcn bel Gctroido und Raps 1970 

Anbau 1970 

Ge-treldeort Sch le!lwl g-Hol•tel n 
dorurt r 

ouf der Geest 

I 000 ho I 000 ha 

Weizen 94,0 9,6 10 

Roggen 75,11 49,9 66 

Wintergerste 58,1 4,8 8 

SomrT•ergerste 55,9 3~.2 59 

Hafer 103,9 41,4 40 

Somm .. rme"ggetreide 21,9 13,5 62 

Winterraps 46,2 2,7 6 
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0 - 4119 Anbau und Ertrag der wichtigsten Getreidearten 
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Hohe Geestanteile haben vor allem Roggen, 
Sommermenggetreide und Sommergerste und 
auch noch Hafer. Da die Dürreschäden fast 
ausschließlich auf leichten Geestböden auf­
getreten sind und allgemein die Getreide­
erträge vor allem auf der Geest zurück­
geblieben sind, haben auch nur die genannten 
Getreidearten besonders starke Ertrags ­
einbußen im Landesmittel aufzuweisen. 

Die vorstehenden Grafiken zeigen die Erträge 
der Getreidearten 1968 , 1969 und 1970 in 
Marsch und Hügelland zusammen und daneben 
auf der Geest sowie für Schleswig-Holstein 
zusammen. Die Breite der Säulen stellt die 
Anbauflächen und damit das Gewicht der 

Naturräume für den Durchschnit tsertrag des 
Landes dar. 

Aus den grafischen Darstellungen wird ersicht­
lich, daß die Ertragsrückgänge 1970 auf 
der Geest erheblich stärker waren, als 
auf den besseren Standorten, der Marsch 
und dem Hügelland. Weiterhin wud nochmals 
deutlich, daß die starken Ertragsrückgänge 
im Landesdurchschnitt bei RoggPn (- 18%). 
Sommermenggetreide (- 21 o/o), Sommergerste 
(- 22%) und bei Hafer (- 1 7%) eng rnil d(•m 
hohen Geestanteil zusammenhängen . Die einzige 
Getreideart, die 1970 höhere Erträge brachte, 
ist der Weizen und zwar auch auf der Geest, 
wo der Weizen allerdings nur gering verbreitet 

0
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4220 Verteilung der Probeschnitte der vier wichtigsten Getreidearten 
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ist, dafür abe1· auch überwiegend auf besseren 
Standorten vorkommt. Bei der Wintergerste 
ist ein erheblich r Ertragsrückgang fPst­
zustellen, der hier eine Folge der starken 
Auswinterungsschäden, besonders an den 
Knickrändern, sein dürfte. Dürreschäden 
dürften hier kaum aufgetreten sein, da der 
G eestantcil bei der Wintergerste sehr klein 
ist. 

Aus den vorstehenden Grafiken werden d1e 
unterschiedlichen E1 tragsverhältnisse zwisch(•n 
den einzelnen Jahren und den einzelnen 
Getreidearten, die wiederum eng mit der 
Anbauverteilung der Getreideart en auf die 
Naturräume und Bodengüten zusammenhängen, 
besonders deutlich. Die Streuungsverhältnisse 
lassen sich nur filr dieGetreidearten ermitteln, 
die in die repräsentativen Erntemessungen 
einbezogen sind. 

Es zeigt sich einmal das weit höhere Ertrags­
niveau des Weizens, der fast ausschließlich 
auf den besseren Standorten verbreitet ist 
und daher auch 1970 keine ErtragseinbußC'n 
hinnehmen mußte. Cfanz anders beim Roggen, 
bei dem die Ve1 breitung auf ungünstigE'n 
Standorten nicht nur ein wesentlich niedrigerC's 
Ertragsniveau, sondern darüber hinaus auch 
erhebliche Ertragseinbußen und teilw(•ise 
unzureichende Erträge bewirkt hat. Bei cler 
Sommergerste wirj einmal das schlechte 
Ernteergebnis von 1968 deutlich, zum anderen 
die auf den schlechten Standorten aufgetretenen 
DOrreschäden. Letzteres gilt auch filr Hafer, 
der erst im Jahre 1970 in die repräsentativen 
Erntemessungen einbezogen wurde . 

Sorten 

Auf den flächenr roportional ausgewählten 
Probeschnittfeldern der Erntemessungen 
wurden auch die Getreidesorten festgestt llt, 

- l:iO daß für die verbreitetsten Sorten Durch­
schnittserh·äge m• ·echnet werden konnten. 
Für Weizen wur Jen darüberhinaus auch 
sortenweise Merkn ale für die BackquallHit 
fe::;tgestellt. 

Der Winterweizen brachte 1970 im Landes­
mittel einen !Iekt rertrag von 46,0 dz/ha 
bei einem durch::;chnittlichen Proteingehalt 
von 13,0o/o i. Tr. und einen Sedimentationswert 
von 36. Diese Meßzahlen für die Backquahtiit 
liegen erheblich günstiger als in den übrigen 
Bundesländern. Der durchschnittliche Protein­
gehalt aller Proben im Bundesgebiet betrug 
nur 12,l'?o i. 'I'r. nd der durchschnittliche 
Sedimentationswert 26. 

E1·reicht wurde d1e hohe Backqualität in 
Schlesw1g-Holstein vor allem durch Umstellung 
auf Qualttlitswci zensorten und durch ent­
sprechende Pflege und Düngung. Die nach-

folgende l..ibersi cht zeigt, daß sich hohe 
Qualität und hohe Erträge keineswegs aus -
schließen. Die Ertragsunterschiede der Sorten 
sind vor allem standortbedingt (Bodengüte). 

Sortenvertcilung, ·er!röge und ·quolitot des Wint rwoi~ ns 1970 

Anteil Bockquolltat 
Durch-

der Sort<! Enrog schnlltl , 

an ollen (Schi.· Protein• 
S<~di· Acker1ohl 

Sorte Probe- Holst. geholt 
mento· 

d<!r Probe· 
schnill"'n = 100) 'I) I. Tr. 

tion&• 
sehn! II· 

in~ 
wert 

leider 

Diplomat 35 103 13,3 36 51 

Feme 26 93 13,3 118 54 

Corobo 21 116 12,0 25 63 

Jubilar 5 (80) (13,5) (29) 49 

Breustedts W<!rlc A (85) (13,4) (32) 50 

Ubroge Sorten 9 56 

Zusammen 100 (46,0 dz/ho) 13,0 36 57 

An Sommerweizen wurde 1970 fast ausschließ­
lich die Sorte Kolibri angebaut. Es handelt 
sich hierbei ebenfalls um einen Qualitäts­
weizen, der im Durchschnitt der eingesandten 
26 Proben einen Proteingehalt von 15,0'Yo i. Tr. 
und einen Sedimentationswert von 61 brachte. 

Beim Roggen werden die Petkuse1· Sortl'n 
sehr bevorzugt. Sortenanteile und Ertdige 
der drei verbreitetsten Sorten zeigt die na..:h­
stehende Übersicht. 

Sortenv rtedunp und ·ertrög de Wrntcrroggcns 1970 

Sorte 

Anlell 
der Sort<! Durch-

Ertroq schnilllld> 
on allen (Schleswig Ackenal-
Probe· Holst in der Probe-scholllen == 100) sc:hnlll r ld r 
ln 'Jb 

P t~user Kurzstroh 4A 100 32 

Petku er Normalstroh ·11 90 30 

<.orst&ns Roggen 14 (1.15) Al 

Ubrl e Sorten 37 

Zusammen 100 (25,4 dz 'ho) 33 

Beim Vergleich der Sortenerträge ist zu 
beachten, daß der Carstens Roggen wesentlich 
günstigere Standorte hatte als der Petkuser 
Kurzstroh und der Petkuscr Normalstroh. 
Letztere mußten mit ungünstigeren ßöden 
vorlieb nehmen, was sich wegen der DUrre­
periode des Frühsommers 1970 besonde1·s 
stark auswirkte. 

Wesentlich mehr verschiedene Sorten werden 
bei der Sommergerste angebaut. Hliufigst 
verwendete Sorte war auch 1970 noch 
Ackermanns MGZ. Diese Sortt• retchte 1m 
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durchschnittlichen Hektarertrag nicht an die 
Erträge der übrigen einzeln nachweisbaren 
Sorten heran. Auch hier dürfte jedoch vor 
allem der Standort für die Unterschiede 
verantwortlich sein, da die MGZ auf den 
leichten Geestböden bevorzugt wird. Das 
relativ bessere Wuchsbild im Vergleich zu 
einigen Sorten mit höherem Ertragspotential 
mag hier eine Rolle spielen. Wegen der 
unterschiedlichen Standort- und Bewirtschaf­
tungsbedingungen läßt sieb aus den Sorten­
ergebnissen kaum eine Aussage über das 
Ertragspotential der einzelnen Sorten treffen. 

Sortenverteilung und-ertröge der So!T'mergerste 1970 

Sorte 

Ackermanns MGZ 

Amsel 

Asse 

lnls 

Emir 

Aspo 

Breuns Wlso 

Übrige Sorten 
1 

Zusammen 

Anteil 
der Sorte 
an ollen 
Probe-

schnitten 
in% 

25,0 

13,5 

11,5 

10,5 

7,5 

6,5 

5,5 

20,0 

700 

Durch-
Ertroq schnitt Ii ehe 

(Schleswlg-
Ackerzahl 

Halsrein 
der Prob<>-= 100) 

Schnittfelder 

86 35 

97 37 

128 47 

99 41 

109 37 

111 46 

92 30 

41 

(26,6 d:zlho) 39 

1l wegen :w geringen Anteils ist ein Einzelnochweis zu unsicher 

Auch beim Hafer wurde eine große Zahl 
verschiedener Sorten angebaut, von denen 
in der nachstehenden Übersicht sechs einzeln 
nachgewiesen werden. Die Anteile der übrigen 
sieben angetroffenen und bekannten Hafer­
sorten sind ebenso wie acht weitere Winter­
weizensorten W1d elf weitere Sommergerste­
sorten zu klein, um repräsentative Erträge 
oder Qualitätsmerkmale feststellen zu können . 
Wie bei den bereits besprochenen Getreide­
arten zeigt sich auch beimHafer eine regionale 
Differenzierung und damit Einfluß der Stand­
orte auf die Durchschnittserträge der einzelnen 
Sorten. Die Höhe der durchschnittlichen 
Sortenerträge hängt eng mit der Höhe der 
durchschnittlichen Ackerzahl der Probefelder 
zusammen. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die 
Getreideernte 1970 je nach Standort sehr 
unterschiedlich zu beurteilen ist. Wie auch 

Sortenverteilung und-ertröge des Hafers 1970 

Anteil 
der Sorte Durch· 

Ertrag schnillliche on ollen (Schleswlg· Sorte Probe· Holstein 
Ackerzahl 

schnitten = 100) 
der Probe-

ln% schnitrfelder 

Morlno 24 110 58 

Tiger 20 107 49 

Sonnenhafer 18 95 39 

Luxor II 115 51 

Flömlngskrone 7 84 40 

Goldsherry 5 n 35 

Übrige Sorten 
l 

15 35 

ZusCIIMlet'l 100 (31 ,5 d:z/ho) 46 

1) wegen zu geringen Anteils ist ein Einzelnochweis zu unsicher 

in früheren Jahren mit größeren Trocken­
perioden sind die Erträge auf den leichten .A 
Geestböden im allgemeinen recht W1günstig W 
ausgefallen, stellenweise kam es sogar zu 
Mißernten. Das Getreide konnte zum großen 
Teil mit nicht zu ltohen Feuchtigkeitsgehalten 
gedroschen werden. Lediglich von den Sommer­
gerste- und Haferproben hatten 60% und 30o/o 
Feuchtigkeitsgehalte von über 23%. Ursachen 
dürften vor allem der häufige Zwiewuchs 
Ulld auch die verspäteten Erntetermine sein. 
Auch bei Sommerweizen mußten teilweise hohe 
Feuchtigkeitsgehalte hingenommen werden. 
Hier war auch bei einem Viertel der Proben 
über 15o/o Auswuchs festzustellen. Hinzu kam 
noch ein Viertel der Proben mit leichtem 
Auswuchs . Bei Winterweizen hatte ein Drittel, 
bei Winterroggen sogar über 90o/o der Proben 
leicht Auswuchs (bis zu 2%). Insgesamt 
gesehen waren die Auswuchsschäden jedoch 
gering. 

Die Gesamternte an Getreide lag 1970 mit-
1, 35 Millionen t um 11 o/o niedriger als im 
Vorjahr 1.md um 6o/o unter dem mehrjährigen 
Durchschnitt. Die Rapsernte dagegen wuchs 
trotz W1terdurchschnittlicher Hektarerträge 
infolge des weiter gestiegenen Anbaues auf 
107 000 t an, das sind 9% mehr als 1969 
und 37% mehr als im Durchschnitt der vorher­
gehenden sechs Jahre. 

Dr. Matthias Sievers 

Vergleich,. auch : "Anbou und Ernten 1969" ln Stot. Monotsh. S.-H. 
1970, S. 143 (Jonuor) sowie "Getreldeernte 1970" und "Öifruchtemte 
1970" in Wirtschaft und Stellsilk 1970, S. 521 bzw. 523 (Oktober) 
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Gebäude und Wohnungen 1968 nach Gemeindegrößenklassen 
Die Wohnungszählung am 25. Oktober 1968 hat 
für jede G emcinde 107 gebäude- und wohnungs­
statistische Daten gebracht, die auch in 
kleinräumlicher Gllederung, zum Beispiel fü1 
Zwecke der Städte ;anierung, erstellt werden 
können. Diese statistischen Unterlagen für 
kleine und kleinstfl regionale Einheiten, also 
für Stadt- oder Cremeindeteile , statistischl 
Bezirke, Baublöcke, Straßen und Straßenseiten, 
sind heute fUr viele Zwecke der Verwaltung, 
Wirtschaft und Forschung unentbehrlich 
geworden. Daneben besteht aber auch das 
Bedürfnis zur Zusammenfassung solcher Daten. 
Hierbei kann nach verschiedenen Prinzipien 
vorgegangen werden . Eines dieser Prinzipien 
ist die immer ibliche Konzentration zu 
Ergebnissen für Gemeinden und für über­
geordnete Verwaltungseinheiten, also für die 
Krei:;e und das Land. 

Daneben hat sich ein Verfahren bewährt, 
das unabhängig von der verwaltungsmäß gen 
oder räumlichen Zuordnung der Gemeinden 
Ergebnisse nach Größenklassen nachweist. 
Damit soll ein Bild von der Verteilung d(n 
Gebäude und Wohnungen auf die Gemeinden 
bestimmter Größenordnungen und deren Unter­
schiede in der Struktur des Gebäude- und 
Wohnungsbestandes gewonnen werden. Eine 
der Schwächen dies s Gliederungsschemas ist, 
daß für die Zuordnung zu einer G räßenklasse 
nur die Einwohnerzahl maßgebend ist. Dabei 
ist es klar, daß selbst zwischen Gemeinden 
gleicher Größe erhebliche strukturelle Unter­
schiede bestehen können, die zum Beispiel 
auf unterschiedlichte FHichengröße, Siedlungs­
struktur, naturräumliche Zugehörigkeit, 
Verkehrslage und auf ihre bisherige geschicht­
liche Entwicklung zurückzuführen sind. 

Um einen gewis en Überblick über die 
Bedeutung der einzelnen Gemeindegrößen-

Gebäude und Unterk nhe noch der Gemeindegrößo 

GomelndegröS.nk lasse 
(Einwohner) 

unter 2 000 

2 000 bis 5 000 

5 000 • 10 000 

10 000 • 20000 

20 000 • 50 000 

50 000 • 100 000 

1 00 000 und mehr 

Schleswig-Hol stein 

Wohngebäude 1 
Sonstige 

darunter Gebäude 

I mit lnsge5omr andwlrt· oh 
schoftllc"e W nungen 

143 081 33 875 2 661 

51 965 3 274 1 860 

50999 1 685 2 409 

49 388 851 2 172 

51 2 1 509 2 238 

19535 101 802 

54 944 405 1 948 

421 193 40 700 14 090 

1) ohne Woct.enend- und Ferienhäuser 

Bowol nre 
Unr ... -
künfte 

1 850 

I 069 

I 037 

961 

764 

313 

1 342 

7336 

klassen zu bekommen, sei vorangestellt, daß 
etwa jeder vierte Schleswig-Holsteiner in 
einer Gemeinde mit weniger als 2 000 Em­
wohnern lebt. Fast die Hfilfte der Schleswlg­
Holsteiner wohnt in Gemeinden mit weniger 
als 10 000 Einwohnern. Andererseits ist etwa 
jeder fünfte Einwohner Kieler oder Lilbecker. 

Baualter 

[n den kleinsten Gemeinden mit weniger als 
2 000 Einwohnern liegt der Anteil der Wohn­
gebäude, die vor 1901 errichtet wurd•m, 
mit 36o/o weitaus am höchsten . In den 
Gerneinden der nächsthöheren Größenklasse 
mit 2 000 bis 5 000 Einwohnern beträgt der 
Anteil dagegen nur noch 19o/". Relativ die 
wenigsten alten Wohngebäude gibt es in 
Gemeinden mit 10 000 bis 20 000 Einwohnern . 
Hier ist dementsprechend der Anteil der 
Wohngebäude, die 1949 und später gebuut 
wurden, mit 61o/o am höchsten. Mit Ausnahme 
der Gemeinden mit unter 2 000 und über 
50 000 Einwohnern ist in allen Gemeinden 
Schleswig-Holsteins durchschnittlich minde­
stens jedes zweite Wohngebäude nach 1948 
gebaut worden. 

Entsprechend der Zahl der Wohngebäude hat 
sich auch die Zahl der Wohnungen in den 
einzelnen Gemeindegrößenklassen seit der 
Wohnungszählung 1956 erhöht. Während in 
den beiden größten Städten Schleswig-Holsteins 
der Gesamtwohnungsbestand um 4IIl'o und in 
Flensburg und Neumünster zusammen gar 
nur um 34o/o anstieg, wuchs dieser Bestand 
in den Gemeinden mlt 5 000 bis 20 000 
Einwohnern um 68o/o. Nur in den kleinsten 
Gerneinden mit weniger als 2 000 Einwohnern 
war die relative Zunahme noch geringer als 
in den kreisfreien Städten. 

Nach dem 2. Weltkrieg haben ~lso die mittel ­
großen Gemeinden verhältnismäßig die rcgste 
Bautätigkeit entfaltet . Das liegt insbesondere 
daran, daß sich das Hamburger Randgeb1et 
industriell stark entwickelt hat und dem­
entsprechend die Bevölkerung und die Nach­
frage nach Wohnungen überdurchschnittlich 
angestiegen ist, und zum anderen an der 
Tendenz, wegen der hohen Grundstückspreise 
in den kreisfreien Städten in die Rand­
gemeinden auszuweichen. So wurden in der 
ehemaligen Gemeinde Harksheide, die jetzt 
zu Norderstedt gehört, 81 o/o, in Schenefeld 80o/o 
und in Reinbek 74o/o der Wohnungen nach 
1948 gebaut. In der Kieler Randgemeinde 
Kronahagen liegt der Anteil mit 69o/o ebenfalls 
noch erheblich über dem Durchschnitt von 
62o/o für alle Gemeinden mit 10 000 bis 20 000 
Einwohnern. Eine besondere Stellung nimmt 
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Bouolter, Ausstattung und Beheizung der Wohnungen noch der Gemeindegröße 

noch dem Boujohr des Gebäudes noch der Ausstattung nach der Beheizung 

Gemeindegrößenklasse Wohnungen 
I 

mit Bod ohne Bod 
mit Elnzol· oder 

1901 1949 ohne WC mit Mehrraumöfen für 
(Einwohner) Insgesamt 

bl~ 1900 bis und 
und WC mit WC 

Sommel· 
1948 später 

In der Wohnung 
helotung Öl, Gas, Holz, Kohle, 

Strom Torf 

unter2 000 188 279 69 837 52 101 66 341 102 878 17753 67 648 65 001 29 357 93 921 
% 23 37 28 35 55 9 36 35 16 50 

2 000 bis 5 000 82 496 16 986 21 370 44 140 54 702 9558 18236 35 562 11 545 35 389 
'lt 10 21 26 54 66 12 22 43 14 43 

5 000 • 10 000 92 t129 15 015 23 600 53 814 66 084 10 918 15 427 44486 12 454 35 489 
'lt II 16 26 58 71 12 17 48 13 38 

10 000 • 20 000 102 074 16 825 22 339 62 910 74 901 11 708 15 375 48 532 12 219 41 323 
% 12 16 22 62 73 12 15 48 12 40 

20 000 • 50 000 119 857 19 826 31 235 68 796 87 921 12 550 19 386 61 756 12 262 45 839 
% 14 17 26 57 73 10 16 52 10 38 

50 000 • 100 000 61 547 12 682 20 724 28 141 35 065 7 914 18 568 19 528 8 979 33 040 
% 7 21 34 46 57 13 30 32 15 54 

1 00 000 und mehr 186 737 26 904 68195 91 638 120 580 27 135 39 022 68536 18 842 99 359 
% 22 14 37 49 65 15 21 37 10 53 

Schleswig-Hol stein 833 419 178 075 239 564 415 780 542 131 97 626 193 662 343 401 105 658 384 360 
% 100 21 29 50 65 12 23 41 13 46 

1) ohne solche ln Wochenend- und Ferienhäusern 

die Fr.emdenverkehrsgemeinde Westerland mit 
einem Anteil von 71 o/o ein . Dagegen wurden 
von den Wohnungen in Glückstadt nur 46o/o, 
in Stockeisdorf 5 Oo/o , in Eutin 51% und in 
Büdelsdorf und Bad Schwartau 52o/o nach 1948 
errichtet. 

hoch liegt dieser Anteil in den Kieler Rand­
gemeinden Mönkeberg mit 82o/o. Raisdorf 
mit 78o/o sowie dem jetzt eingemeindeten 
Weilsee mit 75o/o und vor allem in Trappenkamp 
mit 95o/o. Erheblich unter dem Durchschnitt 
befinden sich Krempe mit 28o/o. Hanerau­
Hademarschen mit 32o/o. Bosau mit 33o/o und 
Schönberg mit 34%. 

Ausstattung 

e 

Von den kreisangehörigen Gemeinden mit 
mindestens 20 000 Einwohnern liegen aus­
schließlich Gemeinden des Hamburger Rand­
gebiets über dem durchschnittlichen Anteil 
von 57o/o Nachkriegsbauten, und zwar Wedel 
mit 79%. das jetzt zu Norderstedt gehörende 
Garstedt mit 78o/o, Ahrensburg mit 66o/o und 
Pinneberg mit 65o/o, Dem gegenüber stehen 
Schleswig mit 45o/o. Itzehoe mit 47% und Husum 
sowie Eckernförde mit jeweils 48o/o . 

Die hier aufgezeigten Unterschiede zwischen 
Gemeinden derselben Größenklasse zeigen 
deutlich, daß auch bei einer Darstellung 
nach Gemeindegrößenklassen sehr heterogene 
Einheiten zusammengeiaßt werden. Neben der 
Größe nach der Zahl der Einwohner spielen 
eben vor allem auch die geographische und 
wirtschaftliche Lage, die Fläche, die fnitiative 
der Gemeindevertretung und der Grad der 
Zerstörung im Kriege eine Rolle. 

Da sich nach dem Kriege die Ausstattung 
und die Art der Beheizung der Wohnungen 
ständig verbesserte, besteht eine enge 
Beziehung zwischen der relativen Zunahme 
der Wohnungen und dem Anteil der gut aus- e 
gestatteten Wohnungen. So hatten in kreis­
angehörigen Gemeinden mit mindestens 10 000 
Einwohnern 7 3o/o der Wohnungen Bad und 
WC. während in Flensburg und Neumünster 
zusammen nur 57o/o der Wohnungen derartig 

Wie groß die Unterschiede zwischen einzelnen 
Gemeinden derselben Größenklasse sein können, 
wird besonders deutlich, wenn man aus der 
großen Gruppe der Gemeinden mit 2 000 bis 
5 000 Einwohnern extreme Beispiele einander 
gegenüberstellt, Durchschnittlich sind in 
Gemeinden dieser Größenklasse 54o/o der 
Wohnungen nach 1948 entstanden. Besonders 

gut ausgestattet waren . Diese beiden Städte 
lagen damit aber nur um 2 Punkte besser 
als die kleinsten Gemeinden des Landes, 
Entsprechend war der Anteil der Wohnungen 
ohne WC in den kleinsten Gemeinden mit 
36%. und in Flensburg und Neumünster mit 
30o/o weitaus am höchsten. 

Auch hier sind bei den einzelnen Gemeinden 
derselben Größenklasse zum Teil erhebliche 
Unterschiede festzustellen. Von den kreis­
angehörigen Gemeinden mit mindestens 10 000 
Einwohnern waren in Harkeheide 89o/o. in 
Reinbek 88o/o, in Wedel und Garstedt jeweils 
87o/o und in Schenefeld 86% der Wohnungen 
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mit Bad und WC ausgestattet. Auch hier 
handelt es sich ausschließlich um Gemeinden 
im Hamburger Randgebiet. Dagegen betrug 
der Anteil von Wohnungen dieses Ausstattungs­
typs in Stockeisdorf 56%. in Ratekau 61%. 
in Büdelsdorf 63% sowie in Itzehoe und 
Schleswig jeweils 64'1o. 

Ähnliche Verhältnisse liegen bei der Behei­
zungsart der Wohnungen vor. In den krei s­
angehörigen Gemeinden mit mindestens 5 000 
Einwohnern wurden etwa die Hälfte der 
Wohnungen durch Sammelheizung und nur 
etwa zwei Fünftel der Wohnungen durch 
Einzel- oder Mehrt•aum-Öfen für Kohle .tnd 
andere feste Brennstoffe beheizt. Wesentlieh 
ungünstiger sind die Verhältnisse in Flensburg 
und Neumünster, denn in diesen beiden Städten 
zusammen wird nur etwa jede dritte Wohnung 
durch Sammelheizung. dagegen mindestens 
jede zweite WohnWlg durch Einzel- oder 
Mehrraurn-Öfen für feste Brennstoffe behel. zt. 
Sogar die kleinsten Gemeinden stehen lm 

• Vergleich zu diesen beiden Städten besser da. 

Verhältnismäßig die meisten Wohnungen mit 
Sammelheizung und die wenigsten Wohnungen 
.mit Einzel- oder Mehrraurn-Öfen für feste 
Brennstoffe gibt es in den kreisangehörigen 
Gemeinden mit mindestens 20 000 Einwohner•n. 
Hier streuen die Ant0ilwerte zwischen G arstedt 
und Eckernförde von 77% bis zu 36o/o für 
die Wohnungen mit Sammelheizung und von 
15o/o bis zu 54o/o für die Wohnungen mit Einzel­
oder Mehrraurn-Öfen für feste Brennstoffe. 

Mieten 

Nachdem festgesteLt wurde, daß sich die 
kreisangehörigen Gemeinden mit mindestens 
5 000 Einwohnern hinsichtlich des Anteils der 
Wohnungen mit B ... d und WC sowie mit 

Sammelheizung nicht nur von den kleineren 
kreisangehörigen Gemeinden sondern auch von 
den kreisfreien Städten positiv abheben, ist es 
nicht verwunderlich, daß in diesen Gemeinden 
durchschnittlich auch die höchste Miete je 
Quadratmeter Wohnfläche gezahlt wurde. In 
die Ermittlung der Durchschnittsmiete filr 
Mietwohnungen in Wohngebäuden konnten dabei 
selbstverständlich nur die Mietwohnungen 
einbezogen werden, für die von der Bevölke­
rung Mietangaben gemacht wurden. Um den 
daraus gebildeten Durchschnitt nicht durch 
Mieten zu verfälschen, die aus besonderen 
Gründen ermäßigt oder überhöht sind, wurden 
die Mietangaben für Hausmeister-. Dienst-. 
Werks- und Stiftswohnungen sowie Berufs­
und Geschäftsmietwohnungen ausgeklammert. 
Insgesamt sind so die Mietangaben für 391 000 
Mietwohnungen ausgewertet worden. 

Danach müssen in Schleswig-Holstein füJ:> 
Mietwohnungen im Durchschnitt 2,37 DM je 
Quadratmeter gezahlt werden. Hierin sind 
Aufwendungen für Wasser. Kanalisation, 
Straßenreinigung und Müllabfuhr enthalten, 
nicht jedoch Umlagen für Zentralheizung, 
Warmwasserversorgung, Garagenmiete, Unter­
mietzuschlag und Zuschlag für Möblierung. 

Tm Durchschnitt am teuersten sind die Miet­
wohnungen in den kreisangehörigen Gemeinden 
mit mindestens 10 000 Einwohnern. Hier 
zahlt man im Durchschnitt immerhin 2,60 DM 
Miete je Quadratmeter, und zwar für die 
bis 1.948 gebauten Wohnungen etwa 2,00 Dl\1: 
und für die nach 1948 gebauten Wohnungen 
etwa 2,90 DM. In den beiden kreisfreien 
Städten Kiel und Lübeck zusammen wird 
für einen Quadratmeter Wahnfläche dagegen 
durchschnittlich nur soviel verlangt wie in 
den Gemeinden mit 5 000 bis 10 000 Ein­
wohnern, nämlich etwa 2,45 DM. Die neueren 

Durchschnittsmieten noc:h der Gemeindegröße 

Bewohnte MletwohnlinQ!>n 1 in den Wohngeb<iuden mH Mietengoben 

Gemeindegrößenklasse 
(Einwohner) 

unter 2 000 

2 000 bis 5 000 

5 000 • 10 000 

10 000 • 20 000 

20 000 • 50 000 

50 000 " 100 000 

1 00 ÖOO und m"hr 

Schleswig·Holstein 

Insgesamt 

Wot nungen Miete ln DM le qm 

" 9 306 1,69 

29 367 2,27 

8168 2,46 

~0 645 2,60 

0499 2,58 

<:1 069 2,13 

124 877 2,46 

390 931 2,'J7 

1) ohne Dienst·, W"rks·, Berufs· und G<tschöftswohnungen 

Wohnu'lgen 

2( 01 9 

13 391 

14 811 

17 969 

25972 

23 698 

63893 

186 783 
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noch dem Baualter der Geböude 

bis 1948 1949 vnd spöter 

Miete 1n DM le qm Wohnungen Miete ln DM Je qm 

1,44 12 287 2,23 

1,77 15 976 2,69 

1,93 23 327 2,80 

2,02 32 676 2,91 

2,01 41 527 2,92 

1,86 17 371 2,49 

2,22 60 984 2,71 

1,96 204 148 2,75 
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Wohnungen nach der Gemeindegröße 1968 

Mrete qm 
DM 
3,00 

2 000 - 5 000 

5 000 - 10 000 

10 000 - 20 000 

100 000 und mehr 

Einwohner 
I 

biS 1900 

MIETEN 

Gemeindegroßenklassen 

GRAFIK DES MONATS FEBRUAR 1971 

BAUALTER 
Wohnungen 

188 279 

82 496 

92 429 

I 
102 074 

e 1191657 -61 547 

186 737 

I I 

1901 - 1948 1949 und später ermhtet 1 + 2 

AUSSTATTUNG 
82 92 102 120 62 

, J: I: - .:.J L ' 
- I ohne WC in der Wohnu ' I , 

.. -T 1 --:J 

' 188 
100 

I' 

90 -

'" . h Bad iiawCS 80 

70 

! 

60 

50 

40 
wc 

30 

20 

10 

WOHNUNGSGRÖSSE 

3 4 5 

Gernemde­
Größenkrasse 

b1s unter 2 000 

2 000 - 5 000 

5 000 - 10 000 

10 000 - 20 000 

20 000 - 50 000 

50 000- 100 000 

Emwohner 

6 u mehr Räume 

MIET- U. EIGENTÜMERWOHNUNGEN 
187 Tsd. Wohnungen ' 100 

90 

80 

70 

60 

50 

40 

30 

20 

10 

80 184 Tsd. bewohnte 
Wohnungen 

bis 2 000- 5 000 -10 000-7.0 000-50 000-100 000 u. mehr Einw. 
0 

bis 2 000 - 5 000-10 000-20 000-50 000 -100 000 u. mehr Einw. 

Gemeindegrbßenklassen Gemeindegroßenklassen 

Gebaude- und Wohnungszählung am 25. Oktober 1968 



Wohnungen sind in den kleineren Gemeinden 
im Durchschnitt sogar um etwa 0,10 DM 
je Quadratmeter teurer. Für eine vergleichs­
weise niedrige Durchschnittsmiete kann man 
in den kreisfreien Städten Flensburg und 
Neumünster wohnen, denn hier werden durch­
schnittlich etwa 2,15 DM je Quadratmeter 
Wohnfläche verlangt. Nur in den Gemeinden 
mit weniger als 2 000 Einwohnern ist die 
Durchschnittsmiete noch niedriger. 

Miete und Eigentum 

fnsgesamt gab es am 25. Oktober 1968 rund 
492 500 bewohnte Mietwohnungen. Bei ins­
gesamt 811 000 bewohnten Wohnungen ent­
t>pricht dies einem Anteil von 61cro. Die übrigen 
318 5 00 bewohnten Wohnungen sind Eigen­
tümerwohnungen, zu denen die von den 
Gebäudeeigentümern oder deren Angehörigen 
bewohnten Wohnungen und die Eigentums­
wohnungen gehören. 

Zwischen dem Anteil der Mietwohnungen an 
den Wohnungen insgesamt und der Größe der 
Gemeinde besteht eine enge Beziehung, denn 
je größer die Gemeinde ist, um so größer 
ist der Anteil der Mietwohnungen und um 
so geringer dementsprechend der Anteil der 
Eigentümerwohnungen. So steigt der Anteil 
der bewohnten Mietwohnungen von 37% in 
den kleinsten Gemeinden mit weniger als 
2 000 Einwohnern stetig von Gemeindegrößen­
klasse zu Gemeindegrößenklasse bis zu 81 cro 
in den beiden kreisfreien Städten Kiel und 
LUbeck, wobei in Gemeinden mit weniger als 
5 000 Einwohnern durchschnittlich etwa zwei 
Fünftel und in Gemeinden mit mindestens 
5 000 Einwohnern durchschnittlich etwa sieben 
Zehntel der Wohnungen Mietwohnungen sind. 

Miet- und Eigentümerwohnungen noch der Gemeindegröße 

clovon 

GemelndcgröSen-
Wohnungen E lgentürner-

klasse 
Insgesamt wohnungcn 

Mietwohnungen 
(Einwohner) 

Anzahl " Anzahl ... 
tJntN 2000 182 127 115 533 63 66 594 37 

2 000 bis 5 000 79 688 41 018 51 38 670 49 

5 000 • 10 000 88922 39 735 45 49187 55 

10000. 20 000 98 309 37 661 38 60 648 62 

20 000 • 50 000 117 633 37 646 32 79 987 68 

50 000 • 100 000 60691 12 505 21 48186 79 

100 000 und me!lr 183 654 34 427 19 14g '127 81 

Schleswig-Holstein 811 024 318 525 39 492 499 61 

Wohnungsgröße 

Eine ähnlich enge Korrelation besteht zwischen 
Wohnungsgröße (Raumzahl) und der Gemeinde­
größe. Da die EigentUrnerwohnungen durch­
schnittlich größer sind als die Mietwohnungen, 
ergibt sich folgerichtig. daß der Anteil der 
größeren Wohnungen mit sinkender Einwohner­
zahl steigt. Und zwar steigt der Anteil de1· 
Wohnungen mit sechs und mehr Räumen 
von 6% in den beiden größten Städten stetig 
bis auf 24cro in den kleinsten Gemeinden mit 
weniger als 2 000 Einwohnern. Die Wohnungen 
mit vier und mehr Räumen, zu denen im 
Landesmittel zwei Drittel gehören, nehmen 
mit sinkender Gemeindegröße anteilmäßig 
von 55% stetig bis auf 75o/o zu. In den kleinen 
Gemeinden hat also durchschnittlich nur jede 
vierte Wohnung weniger als vier Räume. 
während in Kiel und LObeck immerhin fast 
jede zweite Wohnung nicht größer ist. 

Wohnungsgröße und Gemeindegröße 

Gemelndegtöß"n-
davon mit •.. Räumen 

Wohnungen I klone Insgesamt 6 und 
(Einwohner} 1 ... 2 ... 3 ... 4 ... 5 'K. 

mehr 
... 

unter 2 000 188 279 882 0 6 774 .4 40089 21 55 079 29 41 064 22 44 391 24 

2 OOObls 5 ()()() 82 496 713 I 4709 6 19567 24 25 396 31 16 978 21 15 133 18 

5 000 • 10000 92429 1 125 I 5533 6 22430 24 30077 33 18 246 20 15 018 16 

10 ()()() • 20000 102 074 I 490 I 7 450 7 27243 27 34 408 34 18 475 18 13 008 13 

20 000 • 50000 119 857 1 578 I 8 950 7 32 794 27 43 656 36 20 406 17 12 473 10 

50 000 • 100 000 61 547 631 I 4 025 7 19 986 32 22268 36 9595 16 5 042 8 

1 00 000 und mehr 186 737 3 312 2 14 846 8 65 917 35 66 536 36 24 321 13 11 805 6 

Schleswig-Hol stein 833 419 9 731 1 52 287 6 228 026 'Zl 277 420 33 149 085 18 116 870 14 

---
1) ohne solche ln Wochenend· und Ferlenhöusem 
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Zu den Räumen einer Wohnung gehören neben 
Wohn - und Schlnfr umen auch Kinderzimmer, 
untervermietet e und gewerblich genutzte 
Räume. ~icht dazu gehören Nebenr äume wil 
Badezimmer, Toilette, Flur, Speise- und 

Abstellkammer; Räu me mit weniger als 6 qm 
Wohnfläche werden nicht mitgezählt. 

Drpi.-Volksw. Potcr Möller 

Vergleiche auch: "Gebäude und Wohnungt'fl 1968 • ln Stat. Monctlh. 
s .-H. 1970, s . 131 (Juno) U!ld 268 (November) 

Wohngeld 1969/ 70 
Der Besitz einer angemes::;enen Wohnung zählt 
zu den eierneutaten menschlichen BedUrf­
nissen. Eine unzureichende Unterbringung 
der BevölkerWlg ann deshalb von keinem 
Sozialstaat hingenommen werden. Ist cli 
VersorgWlg der Bevölkerung mit ausreichendem 
Wohnraum zu tragbaren Lasten nicht gegeben 
oder gefährdet, so ist die Beseitigung dieses 
Mißstands ein vo r·rangiges gesellschaftspoli ­
tisches Ziel. 

Ein besonderes Gewicht kommt der· staatlichen 
Wohnungspolitik d mn zu, wenn ein großer 
Teil der Bevölkerung in Notunt erkUnften 
wohnen muß, wenn also allgemein e Wohnungs­
not herr::;cht. Eine solche Situation wat• im 
gesamten Gebiet der Bundesrepublik, ins­
besondere auch 111 Schleswig-llol stein, be1 
Kriegsende gegeben. Damal::; reichte der 
nach den Kriegsereignissen verbliebene 
Wohnungsbestand bei weitem nicht aus, den 
notwendigsten Bedarf der - durch den Zustrom 
von Flüchtlingen sogar noch angewachsenen -
Bevölkerung zu d cken. In einer derartigen 
Lage war an eine Liberalisiet·ung des 
Wohnungsmarktes selbstverständlich nicht zu 
denken. Wohnungsbewirtschaftung und Förde­
rung des sozialen Wohnungsbaus standen im 
Mittelpunkt der staatlichen Wohnungspolitik. 

Nachdem sich die Lage auf dem Wohnungs­
mat·kt bis Anfang der sechziger Jahre sichtbar 
entspannt hatte, tauchte in der wohnungs­
politischen Disku ::;ion immer häufigc1· die 
Forderung nach einer Liberalisierung des 
Wohnungsmarktes auf, weil die Wohnungs ­
bewirtschaftung nicht in ein System der 
Marktwirtschaft h neinpaßt. Hierbei war man 
sich darOber einig, daß die Liberalisierung 
des Wohnungsmarktes zu - regional Wlter­
schiedlich hohen - Mietsteigerungen führen 
wilrdc . Auftretende soziale Härten sollten 
deshalb durch d1e Zahlung von Wohngeld, 
das heißt durch iudividuelle, subjektbezogene 
Förderungsmaßnahmen der l'vlieter und Woh­
nungseigentümer vermieden werden. 

Mit dem Wohnbeihilfegesetz vom 29 . ,Tuli 1963, 
das durch das Wohngeldgesetz vom 1. Apr1l 

1965 novelliert wurde, schuf der Gesetzgeher 
die Voraussetzung für die seit Mitte der 
sechziger Jahre schrittweise durchgeführte 
Liberalisierung des Wohnungsmarktes. Während 
bis 1963 die staatliche Wohnungspolitik den 
Wohnungsbau aus::;chließlich objektbezogen 
gefördert, das heißt das Wohnungsangebot 
mit Hilfe der Maßnahmen im Rahmen des 
sozialen Wohnungsbaus erhöht hatte , wurde 
seitdem durch die Wohngeldzahlungen auch 
die Nachfrageseite des Wohnungsmarktes 
beeinflußt. Die Wohngeldzahlungen, deren 
Höhe abhängig vom Wohnungsbedarf (Haus ­
haltsgröße) und der individuellen Belastbarkeit 
(Familieneinkommen) ist, sollen die Begiln­
t igten in die Lage versetzen, angemessenen 
Wohnraum zu den Marktbedingungen nach ­
zufragen. 

Der Gesetzgeber hat im § 1 Abs. 2 des Wahn ­
geldgesetzes in der FassWlg vom 1. April 1965 
ganz deutlich zum Ausdruck gebracht, daß 
das Wohngeld keine Leistung der Sozialhilfe 
im Sinne des BWldessozialhilfegcsetze::; ist. 
Eine RückzahlWlgsverpflichtung der empfan­
genen Leistungen bei einem später steigenden 
Familieneinkommen besteht also nicht. 

Am 1. Januar 1971 ist das 2. Wohngeldgesetz 
in Kraft getreten. Es sieht gegenüber dem 
Wohngeldgesetz von 1965 wesentliche Ände ­
rungen vor. Zum einen hatte sich gezeigt, 
daß die bisherigen Vorschriften zu kompliziert 
waren, so daß sie einerseitö nicht von allen 
Begilnstigten voll verstanden wurden und 
anderseits von der Verwaltung schwierig zu 
handhaben waren und deshalb einen hohen 
Verwaltungsaufwand erforderten. Die Wohn­
geldvorschriften sind daher im 2. Wohngeld­
gesetz in vertretbarem Rahmen vereinfacht 
worden, so daß sich nunmehr jeder Antrag­
steller ausrechnen kann, ob er einen Anspruch 
hat Wld gegebenenfalls in welcher Höhe. 
Zum andern kommen im 2. Wohngeldgesetz 
materielle Verbesserungen hinzu, die in 
Anbetracht der gestiegenen Lebcnöhaltungs­
kostcn, insbesondere auch der Neubaumieten, 
und der Einkommensentwicklung erforderli eh 
waren. 
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Zusammenfassend ist zu sagen, daß der Staat 
den liberalisierten Wohnungsmarkt von zwei 
Seiten her beeinflußt. Auf der Angebotsseite 
geschieht dies durch die Maßnahmen im 
Rahmen des sozialen Wohnungsbaus, auf 
der Nachfrageseite durch die Zahlung von 
Wohngeld. 

Hin und wieder wurde kritisiert, daß Wahn­
geldzahlungen keine zweckmäßige Ergänzung 
der Wohnungsbauförderung durch Maßnahmen 
des sozialen Wohnungsbaus darstellten. Viel­
mehr sei es so, daß das Wohngeldgesetz 
tendenziell Mietsteigerungen hervorrufe, weil 
gewisse moralische Schranken gegen Miet­
erhöhungen abgebaut werden: wenn ein Ver­
mieter weiß, daß Mieterhöhungen von semen 
Mietern ganz oder teilweise via Wohngeld­
gesetz auf den Staat abgewälzt, werden können, 
wird er eher bereit sein, die Mieten zu 
erhöhen, als dann, wenn eine Mieterhöhung 
völlig von seinen Mietern getragen werden 
muß. Nach Ansicht dieser Kritiker ist es 
daher sinnvoller, wenn der Staat seine ihm 
für diese Aufgabe zur Verfügung stehenden 
Finanzmittel ausschließlich direkt für den 
Bau von Wohnungen zu tragbaren Lasten 
einsetzt. Inwieweit die von Kritikern ange­
führten Zusammenhänge tatsächlich von 
Bedeutung sind , läßt sich nicht nachprüfen. 
Mit fortschreitender Normalisierung der 
Verhältnisse auf dem Wohnungsmarkt dürften 
die genannten Einwände gegen das Wohngeld­
gesetz jedoch an Gewicht verlieren. 

Wahngeldfälle und gezahlte Beträge 

Am 31. 12. 1969 bezogen 60 248 Haushalte 
Wohngeld. Damit hat sich die Zahl der 
Empfänger gegenüber dem 31. 12. 1968 (59 233) 
noch einmal um gut 1 000 erhöht; die in den 
VorJahren aufgetretenen Steigerungsraten 
wurden jedoch bei weitem nicht erreicht. 
Ein geringfügiger Rückgang trat erstmalig 
bei den Empfängern von Lastenzuschuß auf. 

Während Ende 1968 noch 7 691 Haushalte 
Lastenzuschuß empfingen, waren es Ende 
1969 nur noch 7 583. Demgegenüber lag die 
Zahl der Mietzuschußempfänger Ende 1969 
mit 52 665 noch deutlich höher als Ende 
1968 (51 542). 

Die Aufwendungen für das Wohngeld werden 
von Bund und Land je zur Hälfte getragen. 
Während im Jahr 1964 nur rund 5,6 Mill. DM 
für diesen Zweck bereitgestellt werden mußten, 
beliefen sich die Zahlungen im Jahr 1969 auf 
37,8 Mill. DM. Hiervon entfielen 30,2 Mill. DM 

Wohngeldempfänger 
Entwicklung von 1964 bis 1969 

Wohngeldempfänger 
in Tsd. 
60------------

30----

20---

1964 1965 1966 1967 1968 1969 

Die soziale Stellung der Wohngeldempfänger 
- 31. Dezember 1969 -

0-4218 

En,pfanger von 
Laste!lZllschu6 

Empfänger von 
Mietzuschuß 

Empfänger 110n 

Laslenzuschu6 
7 583 

Empfänger von 
M1e1ZUschuß 

sz 665 

Wohngeldzahlungen und Wohngeldempfänger 1964 bis 1970 

1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970° 

Wohngeldempfängerom 31. Dezember 14 413 31 049 40 196 48 423 59 233 60 248 52 707 
dovon Empfänger von 
Mletzuschuß 13 008 26 602 34 528 41 499 51 542 52 665 46190 
Lostenzusc:huß I 405 4 447 5 668 6 924 7 691 7 583 6 517 

Wohngeldt.ohlungen in Mill. DM 5,550 11,943 22,770 27,045 34,451 37,825 18,256 
davon 
Mletzuschuß 4,657 9,450 17,316 20,594 26,927 30,192 14,859 
Losten:wschuß 0,893 2,493 5,454 6,451 7,524 7,633 3,397 

Auszohlungo>n le Fall Im Dezember in DM 
Mletzuschuß 32,75 37,95 39,61 42,22 45,02 45,09 44,84 
Lostenzuschuß 50,69 63,70 65,90 74,00 73,40 73,12 71,06 

o) nur erstes Holbiohr beziehungsweise 30. Juni 
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auf Mietzuschuß und 7 , 6 ::\!ill . Dl\I auf I...asten ­
zuschuß. 

Insgesamt gesehen haben sich die \Vohng('ld­
zahlungen von 1964 bb 1969 wesentlich stär •er 
erhöht, als die Zahl der Empfänger. Einer 
Steigerung der Zahlungen um 582o/o steht in 
dem genannten Zeltraum nur eine Zunahme 
der Empfänger um 318% gegenüber . Die>s ist 
gleichbedeutend damit, daß die durchschmtt­
liche monatliche Zahlung je Fall beträchtlich 
gestiegen ist. 1969 erhielten dh' \Vohng• ld ­
empfänger durchs<hnittlich 45 ,09 DM Mtet ­
zuschuß b1..w . 73 , 12 DM Lastenzuschuß im 
Monat . Die entsprechenden Durchschnitts ­
beträge beliefen sich 1964 erst auf 32,75 DM 
beim i\Iietzuschuß und 50, 69 DM beim Lasten­
zuschuß. 

Struktur der Empfänger 

Die Aufteilung der Wohngeldempfänger nach 
der sozialen Stellung hat sich von 1964 bis 
1969 kaum g{•änd rt. 1969 waren 60o/o del' 
Empfänger Hentner und Pensionäre und 20~ 
Arbeiter . Beamte und Angestelltl' waren mit 
Anteilen von 8o/o und 7% vertreten. Demgegen­
über ist dh~ Za 1 det• Selbständigen, di• 
Wohngeld erhalten , mit einem Anteil von 
knapp 1 o/o r•elati v gering. 

Bemerkenswerte I nterschiede zeigen . i{ h. 
wenn man nach Empfängern von Mietzuschuß 
und Lastenzuschul differenziert . Fa:;t zwer 
Drittel aller Mi •tzuschußempfänger waren 
1969 Hentncr und Pen~ionäre , wahrend di 
Ar·beiter mehr al:; die Hälfte (54,3%) nller 
Empfänger von Lastenzuschuß stellten. 

Unter den Mietzuschußempfängern stehen die 
Ein-Personen -Hau halte bei weitem an der 

A 0 c 1-toiJosl,olt d r E pfön r vor M tzusct>uß nd Lost n usc ß 
W nocl, thr r Größe 1964 bi<; 1970 in% 

- ticl>tog· 31 Dezember-

964 1965 1966 1967 1968 1969 197 

Empfdnger von Mullzuachvß 

1 Person 40,6 46,3 50,6 50,3 48,7 51, ')48 

2 Personen 21,8 21,4 20,3 18,7 17,7 11, 16 
3 Personen 10,8 11,0 9,8 9,8 10,6 9, e 
4 Personen 11,5 10,3 9,7 10,7 12,0 10, 9 

~ und mehr Personen 15,3 11,0 9,6 10,5 11,1 10, 10,3 

Insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 

Ernplanger von Lostenzuschvß 

I Person 4,1 6,5 7,0 6,6 5,8 6, 6,8 
2 Pcro;onen 5,6 9,6 9,0 8,0 7,2 7,2 t-,8 
3 Personen 11,9 15,0 14,4 12,4 10,5 9,4 e, 1 

4 Personen 19,1 25,0 25,3 25,5 24,5 23,6 2 ,3 
'5 und mehr Personen 59,A 44,0 44,3 47,5 52,0 ')3,2 5 ,I 

Insgesamt 00 100 100 100 100 100 100 

c) Stichtag 30. Juni 197u 

Spitze (1969: 51,9%) gefolgt von den Haushalten 
mit ::! Personen ( 17 ,5o/o). Hier•bci handelt es 
sich überwiegend um die Hentner und 
Pensionäre, die d1c bei wcitern grlißte 
homogene Gruppe dl'I' Wohngl'ldcmpffing~:r 

bilden. Dagegen wei:;t unter den Empf.ing''l'n 
von Lastenzuschuß etwa jedr•t' zw< 1te llnushnlt 
eine Größe von 5 und mehr Per·snm•n ( 19G!J: 
53,2%) auf, während bel!lahe l'in weitl'l es 
Viertel (1969: 23 , 611o) auf 4-Pct·sonl'n-Ilau:;haltc 
entfiel. Die :VIassc det• rvu,•tzUS{ hUßl•mpfängl'l' 
wird also vonAlleinstehend •n gl'Stcllt, w:ilu·~.:nct 
unter den Empfängcl'n von Lastenzuschuß 
gerade die großen Haushalte übet·wiC'gl'll . 

Ein weiterer bedeutenderUntet•sr·hicd zwisch~:n 
der Gruppe der Miet.~uschußcmpfänge1· einer­
seits und den Lastenzuschußcmpf.mgcrn nndet·­
seits wird sichtbar, wenn mnn die W<)hngdd­
bezicher nach der IIöh ~ ihres FnmiliPn­
einkommens aufgliedert. Zugt·undcgclcgt w J'd 
hierbei das "anrechenbarc Familien einkommen" 
im Sinne des Wohngeldgesetzcs . Dicsc.s w rd 
na<'h speziellen Vorschrift n dl'r §§ 15 - 23 
des Wohngeldgesetzes vom I. 1\pr·il 1965 
ermittelt und entspricht mcht d m Bn.ltto ­
oder Nettoeinkommen des hetreffC'nd•·n Haus­
haltes. Es ist auch mit kt>int>m Einlwmnwns­
bPgriff der Steuergesetzgebung voll ve r·gl c•i l h­
bar·. Man kann also aus dot· l liihe des 
am·echcnbaren Familieneinkommens nur mit 
gewissen Einschränkungen auf die tatstichlidtl' 
Einkommenssituation des JCWeiligenllaushaltPs 
schließen. 

Am 31. 12 . 1969 besaßen fast drei Vic~l·tel 

aller Mietzuschußempfänger ein Fam1hen­
emkommen von weniger nls 600 Dl\1. Besonders 
zahlreich waren die Empftingt'r mit Pirwrn 
"anrechenbarem Familicncinkommen" von 
201 - 300 DM; ihr Anteil an den Beziehl"rn 
von :'vlietzuschuß insgesamt belief sich 
knapp 26%. Hierbei handdt es sich 
aus~chließlich um Nichterwcrbstätig~. 

besondere um Rentner und Pensionäre. 

auf 
fast 
ins-

Unter den Lastenzuschußcmpfängl'rn sind die 
n e ziehe r höherer Einkommen l•rwa l'tungs gernliß 
stärker vertreten. Wer sich überhaupt cin 
Eigenheim oder eine Eigentumswohnung leisll~t, 
muß selbst unter Einbeziehung der Wohngeld­
zahlungen über ein bestimmtes Mindt>st­
einkommen verfügen, um die Belastungen 
trag«:n zu können. l\Iehr als drei Viertel 
aller Lastenzuschußempftlnger bezogen Ende 
1969 Familieneinkommen von mehr als 
600 DM, wobei das Schwergewicht bei dl'n 
Einkommen von 600 - 1 000 DM lag . 

Wohnungs- und sozialpolitische Bedeutung 
des Wohngeldgesetzes 

Die vorst ehenden Betrachtungen ze1gcn ganz 
deutlich die wohnungs - und sozialpolitische 
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Empfänger von Wohngeldom 31. 12. 1969 noch anrechenborem Fcmi I ieneinkommen 1 und sozialer Stellung 

Monotllchu 
Empfänger von Wohng~ld 

onred-.,rnbo,...s davon 
Familien· 

einkommen Insgesamt Rentn•r sonstige 
ln DM Selbständige Beamte Angestellte Arbeiter und Nlchterwerbs· 

Pet~alonäre tlirlge 

Empfänger von Mietzuschuß 

bis 200 7 650 37 4 34 146 6 451 978 
201 . 300 13 548 40 8 51 219 12 867 363 
301 . 400 9234 56 13 114 327 8 337 387 
<101 . 600 8 159 70 184 419 1 078 5 993 415 

601 . 800 7 366 61 1 814 1 006 3 410 847 228 
801 . 1 000 5 247 28 1 680 1 076 2 302 109 52 

1 001 und mehr 1 461 11 385 446 590 20 9 

Zusammen 52665 303 4088 3 146 8 072 34 624 2 432 

" 100 0,6 7,8 6,0 15,3 65,7 4,6 

Empfonger von Lostenzuschuß 

bis 200 270 2 2 6 238 22 
201 . 300 308 1 4 9 283 11 
301 . 400 328 7 2 28 274 17 
401 . 600 855 32 10 46 397 330 40 
601 . 800 2 257 34 133 196 1 690 157 47 
801 . I 000 2209 28 353 400 1 356 56 16 

1 00 1 und mehr 1 356 17 274 400 631 28 6 

Zusomm n 7 583 121 770 1 050 4 117 1 366 159 

" 100 1,6 10,2 13,8 54,3 18,0 2,1 

Empfänger von Wohngeld i'1sgesarr• 

ln$gesomt {fJ 248 424 4 858 4 196 12 189 35990 2 591 

" 100 0,7 8,1 7,0 20,2 59,7 4,3 

1) zum B~rlfl des "onrechenboret~ Fomillenelnkomm...,s" siehe die Bemerkungen Im Text 

Bedeutung des Wohngeldgesetzes. Das Wohn­
geld stellt einen individuell bemessenen 
Zuschuß zum Familieneinkommen dar. In 
seinenGenuß kommen hauptsächlich diejemgen, 
die auf dem Wohnungsmarkt eine angemessene 
Wohnung zu tragbaren Lasten kaum finden 
können. Hierzu zählen in erster Linie Rl!ntner 
und Pensionäre mit niedrigem Einkommen. 
Diese größtenteils alleinstehenden Nicht­
erwerbstätigen bilden die 1 !auptmasse der 
Mietzuschußempfänger. Vor einer anderen 
Situation stehen Familien mit einer größeren 
Kinderzahl. Angemessene \Vohnungen ent­
sprechender Größe sind knapp und, ins­
besondere bei Neubauwohnungen. entsprechend 
teuer. In Anbetracht der für eine Mietwohnung 
aufzubringenden hohen 1\Iiete entschließen sich 
viele kinderreiche Familien zum Bau emes 
Eigenheimes. Die auf Grund des Wohngeld­
gesetzes gezahlten Lastenzuschüsse können 
dabei eine wirksame Hilfe sem. die es den 
betreffenden Familien erst erlaubt, ihre 
Eigenheimpläne zu realisieren. Unter den 
Lastenzuschußcmpfängern dominiet·en Arbeiter­
Haushalte mit 5 und mehr PerJ:>onen mit 
mittlerem Einkommen. 
Insgesamt gesehen wurde 1969 Wohngeld an 
gut 6~o aller Haushalte unseres Landes gezahlt, 

wobei im Empfängerkreis von Jahr zu Jahr 
erhebliche Fluktuationen zu beobachten sind. 
Wohngeld wird in der Regel für einen Zeitraum 
von einem Jahr gewährt. Am Ende des 
Bewilligungszeitraumes laufen die Zahlungen 
automatisch aus, wenn nicht ein Antrag auf 
Weitergewährung gestellt wird, der das 
Fortbestehen der Anspruchsvoraussetzungen 
nachweist. Hier zeigt sich ein wesentlicher e 
Vorteil der subjektbezogenen Wohnungsbau­
förderung durch Wohngeldzahlungen gegenüber 
der objektbezogenen Förderung durch Maß­
nahmen des sozialen Wohnungsbaues. Die 
Berechtigung zur Nutzung einer Sozialwohnung 
wird nur e1nmal festgestellt, nämlich vor 
dem Rezug dieser Wohnung. Der Bewohner 
einer Sozialwohnung bleibt auch dann noch 
Nutznießer dieser Förderungsmaßnahme. wenn 
sich seine Einkommensverhältnisse erheblich 
verbessert haben. Diese "Fehlbelegung" von 
Sozialwohnungen unterliegt in zunehmendem 
Maße der Kritik. Es werden Pläne zur 
Lösung dieses Problems diskutiert, die 
dat·auf hinauslaufen, daß fehlbelegte Sozial­
wohnungen entweder von iht•en Bewohnern 
geräumt oder nur noch zu einer markt­
üblichen Miete überlassen werden. Dadurch, 
daß Wohngeld nur solange gezahlt wird, 
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wie die Anspruchsvoraussetzungen bei dem 
betreffenden Haushalt gegeben sind. ist ein 
gezielter Einsatz dieser Förderungsmittel 
möglich. Es gelingt also mit einem relativ 
geringen Mitteleinsatz in großem Umfang 
soziale Härten zu vermeiden, die sich aus 
der angespannten Lage auf dem Wohnungsmarkt 
für bestimmte Bevölkerungsschichten ergeben. 

Es ist damit zu rechnen, daß .sich der 
Bezieherkreis von Wohngeld nach den Bestim­
mungen des Zweiten Wohngel dgeset zes noch 

wesentlich erweitern wird. Hierbei kommt 
es unter anderem auch darauf an, die 
Bestimmungen des Wohngeldgesetzes und den 
Charakter des Wohngeldes als Rechtsanspruch 
und nicht als Leistung der Sozialhilfe in der 
Öffentlichkeit zu verbreiten. 

Dr. Peter Krrschnick 

Vergleiche euch: "Wohngeld 1968• ln Stol. Mcnohh. S.-H. 1969, S. 142 
(Juli) und "Wohngeld 1969" in Wirtschaft und Stallulk 1970, S. 416 
(August) 

Industrie in Schlcswig-Holstein 1970 

Ergebnisse der monatlichen Industrieberichterstattung 

Überblick 

Der gesamte Jahresumsatz 1970 der Industrie 
Schleswig-Holsteins belief sich auf 12,8 Mil­
liarden DM, das ist etwa eine Milliarde DM 
oder 8 , 8o/o mehr als im vorhergehenden Jahr. 
Die Inlandsumsätz allein haben dabei um 
über 12% zugenommen, während im Export­
geschäft ein Umsatzrückgang um 8,4% zu 
verzeichnen war. Diese Umsatzleistung wurde 
von einem durchschnittlichen Beschäftigten­
stand von rund 191 000 tätigen Personen 
erbracht. Das waren fast 7 000 Beschäftigte 
mehr als 1969. Die Summe der geleisteten 
Arbeiterstunden stieg um 4,2% und damit 
etwas stärker als die Zahl der Arbeiter 
(+ 2, 7%). Ein hervorstechendes Kennzeichen 
der Industrieentwicklung 1970 ist der überaus 
kräftige Anstieg der Lohn- und Gehaltssumme 
bei deutlich abgeschwächtem Umsatzwachstum. 
Der für Löhne und Gehälter insgesamt auf­
gewendete Betrag machte 1970 rund 2,7 Mil­
liarden DM aus , das sind 462 Mill. DM 
(20, 8%) mehr als im Vorjahr . Die Lohn­
und Gehaltserhöhungen beanspruchten somit 

nahezu die Hälfte des in der gleichen Periode 
erzielten Mehrumsatzes von rund einer 
Milliarde DM. In der ersten Phase des 
Aufschwungs (von 1968 auf 1969) stiegen die 
Löhne und Gehälter zwar auch schon beträcht­
lich, nämlich um 15 ,4%, aber die Zuwachsrate 
des Umsatzes war mit + 13,2% längst nicht 
so weit von der Lohnsteigerungsrate entfernt 
wie 1970. Sieht man jedoch den Wirtschafts­
aufschwung der letzten drei Jahre im 
Zusammenhang. bezieht man also das Jahr 
1968 als Anfangsjahr in die Betrachtung ein, 
dann ergibt sich folgendes: Von 1968 bis 
197 0 ist bei einer Ausweitung der Beschäfti ­
gung und der Arbeitsleistung um reichlich 
9% die Lohn- und Gehaltl:;summe um beinahe 
40%, der Umsatz jedoch nur um etwas mehr 
als 23% gestiegen. 

Die divergierende Lohn- und Umsatzentwicklung 
hat sich in der zweiten Phase des Aufschwungs 
erheblich verstärkt. Das wird noch deutlicher, 
wenn man die Lohn- und Gehaltssumme je 
Beschäftigt en berechnet und sie dem Umsatz 
je Beschäftigten gegenüberstellt. Im Jahre 

lndustrieenlwicklung 1968 bis 1970 
Belriebe mit Im ellg.,."einen 10 und mehr Beschäftigten 

Verö ... derur"lg ir"l 'll\ 
1970 1969 1968 

1970 gege" 1969 1969 gegen 1968 1970 gegen 1968 

Täflge Personen lnsg<~samt 191 332 1811 4<13 175 108 + 3,7 + 5,3 + 9,3 

derunter Arbeiter 144 975 141 096 133 an + 2,7 + 5,4 + 8,3 

Geleistele Arbeiterstunden (MIII.J 289,3 277,7 264,2 + 4,2 + 5,1 + 9,5 

Löhne 1\'1111. DM) 1 886,8 1 550,2 1 343,9 + 21,7 + 15,4 + 40,4 

Gehälter (.1111. DM) 798,6 673,6 582,7 + 18,6 + 15,6 + 37,1 

Umsetz (nello) ('.1111. DM) 12 839,9 11 797,4 10418,4 + 8,8 + 13,2 + 23,2 
dcvon Inlandsumsetz (MIII. DM) 11 114,6 9 914,0 8 869,2 + 12,1 + 11,8 + 25,3 

Aus lendoumsetz (MIII, DM) 1 725,3 1 883,4 1 549,2 - 8,4 + 21,6 + 11,4 
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1969 kamen auf jeden Industriebeschäftigten 
63 962 DM Umsatz, 1970 waren es 67 108 DM, 
was einer Zuwachsrate von knapp 5o/o ent­
spricht, Oie Lohn- und Gehaltssumme je 
Beschäftigten stieg von 12 057 DM (1969) 
auf 14 036 DM im Jahre 1970, das ergibt 
eine Zuwachsrate von 16,4%. Die Lohn­
expansion war in der zweiten Aufschwungs­
phase also etwa dreimal so schnell wie das 
Umsatzwachstum. Der Anteil der Lohn- und 
Gehaltssumme am Umsatz - jeweils auf einen 
Beschäftigten bezogen - erhöhte sich dem­
zufolge von 18,9% im .Jahre 1969 auf 20,9o/o 
für 1970. Es wurde aber auch etwas länger 
gearbeitet, wie aus der Summe der jährlich 
von einem Arbeiter durchschnittlich geleisteten 
Stunden zu erkennen ist, die gegenüber 1969 
um 28 Stunden auf rund 2 000 Stunden zuge­
nommen hat, 

Entwicklung in den Hauptbereichen 

Gliedert man die Industrie nach dem Gesichts­
punkt der hauptsächlich hergestellten Güter 
in fünf IIauptbereiche, dann dominiert, wenn 
man nach den Beschäftigten geht, eindeutig 
die Investitionsgüterindustrie. Sie hatte 1970 
fast 92 000 oder 48% aller Industriebeschäf­
tigten. Ihre Entwicklung beeinflußt daher 
maßgeblich die gesamte schleswig-holsteinische 
Industrie. Ihr Umsatzanteil ist mit knapp 

4 Milliarden DM (31 %) zwar etwas kleiner 
als der der Nahl'ungs- und Genußmittel­
industrie mit 4,2 Milliarden D!\I, aber der 
Umsatz dieser Industrie läßt sich mit dem 
der Investitionsgüterindustr'ie nicht voll ver­
gleichen, da in ihrem Umsatz überdurch­
schnittlich hohe Verbrauchsteuern - über­
wiegend für Zigaretten - enthalten sind, die 
wegen der bestehenden Geheimhaltungsvor­
schriften hier nicht offengelegt werden können. 

Die industrielle Expansion des letzten ,Jahres 
wurde vorwiegend von der Investitionsgüter­
industrie getragen, was auch bereits in der 
ersten Aufschwungsphase von 1968 auf 1969 
zutraf. Der durchschnittliche Beschfiftigten­
stand vergrößerte sich 1970 um mehr als 
5 700 Personen und damit sogar noch etwas 
stärker als von 1968 auf 1969. Damals hatte 
die Zunahme 5 500 Beschäftigte betragen. 
Wenn man von dem in Schleswig-Holstein 
unbedeutenden Bergbau absieht, dann ist die 
.Nahrungs- und Genußmittelindustrie der • 
einzige große lndustriebereich, der von 1969 
auf 1970 seinen Beschäftigtenbestand nicht 
mehr aufstockte; 1969 konnte er noch einen 
Zuwachs von gut 3% realisieren. Die Grund­
stoff- und Produktionsgüterindustrie k01mte 
zwar einen überdurchschnittlichen Umsatz­
zuwachs von 12% erreichen, blieb aber in 
der Beschäftigtenzunahme mit + 2,6% deutlich 
hinter der Investitiom:;gOtedndustrie zurück. 

Beschciftiqte nd Umso~z in den Hauptgruppen 1 

(nach hauptbetelli;ten lndustroozweogen) 

Beschäftl~te 

1970 1969 

Bergbau 33S 362 

Grundstoffe und Produknonsguter 30732 29 944 

lnvestotiMsgÜtN 91 831 86 079 

v .. rbrouct>sgvt<>r 42 274 41 870 

Nahrungs• und Genußmlttel 26160 26188 

Insgesamt 191332 184 443 

1) B•ITiebe mit Im allgemeinen 10 und mehr Besct.oltlgten 

Große Unterschiede ergeben sich, wenn man 
den Umsatz je Beschäftigten in den einzelnen 
Bereichen betrachtet. Hier hält die Nahrungs­
und Genußmittelindustrle mit fast 160 000 Dl\1 
Umsatz je Beschäftigten mit Abstand die 
Spitzenposition. Auch unter Berücks1chtigung 
der eben genannten Besonderheiten dürfte 
auf einen Beschäftigten ein ungefähr doppelt 
so großer Umsatzbetrag kommen al~ er im 
Durchschnitt der Industrie erwirtschaftet wird, 
Demgegenüber ist die Spannweite der Lohn-

Verbndcrung Veränd run 
1970 Umsatz (netto) Mlll. DM 1970 

g gen g gen 
1969 1970 1969 1969 
ln '1r. ln '1r. 

- 7,5 6,9 8,0 I ,7 

+ 2,6 2 710,2 2 419,9 + 12,0 

t 6,7 3 961,6 3 602,1 j 10,0 

+ 1,0 1 993,5 1 846,3 t 8,0 

- 0,1 4 167,7 3 921,1 + 6,3 

+ 3,7 12 839,9 11797,4 + 8,8 

und Gehaltssumme je Beschäftigten erheblich 
geringer. In den einzelnen Hauptbereichen 
weicht sie nur um etwa lOo/o vom durchschnitt­
lichen Wert ab . Aus die~:>en durchschnittlichen 
Jahreswerten läßt sich leicht ein durchschnitt­
licher 1\tlonatswert ausrechnen, er machte 
1970 rund 1 200 DM und 1969 rund 1 000 DM 
aus. Diese Werte dürfen aber auf keinen 
Fall mit dem individuellen Einkommen der 
Industriebeschäftigten verwechselt werden. Sie 
geben lediglich einen Anhaltspunkt für das 
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Bcr bau 

Grundstoff~ und Froduktlonsg er 

N t ru • .Jnd n mtttel 

Insgesamt 

Umsatz. und P •sonolou 

Umsoll 

in DM 
le Besch!iftlgten 

1970 

20 537 

88187 

43 1.40 

47 1 8 

159 315 

67 108 

80 16 

<11 846 

.14 097 

149 727 

63962 

industnelle Einkm 1mensniveau und seine 
durch::;chnittliche Vm·änderung. 

Bei unter. chiedlich hohem Umsatz und ziemlich 
gleicher Lohnsumme je Beschäftigten muß 
der "I.,ohnnnteil" am Umsatz große Schwan-

Industriebeschäftigten 

Lohne und Gehälter 

lnOM ln J, zum Umson 

I" Beschl'iftigton I• Besch!iftlgt•n 

1970 1969 197 1969 

4684 12 597 71,5 57,3 

5523 13 QSQ I ,6 16,2 

d 311 12 318 3 ,2 29,4 

13 127 11 236 27,8 25,5 

12 786 11 l59 8,0 1,6 

14 036 12057 20,9 18,9 

ist in Wirklichkeit höher, da weitere Pcrsonal­
ko!Stcn (unter anderem A rbeitgebcranteil zur 
Sozialversicher·ung) nicht berücksichtigt wcrd1'1l 
konnten. Für eine verglmch nde Darstellung 
stören diese fehlenden Tctle nlcht, da s1c 
111 allen Bereichen ausgeklammert sind. 

• kungen aufweisen. 

Wie aus vorstehender Tabelle ersichtlich ist, 
bewegte sich der "Lohnanteil" dann auch 
zwischen nur 8o/o des Umsatzes in c1er 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie und über 
70o/o im Hergbau (in Schleswig-IIolstein Tot·f­
industrie und Erdö gewinnung) . In der Jnve­
stitionsgutenndustne muß etwa ein Drittel 
des von einem Beschäftigten erwirtschafh•ten 
Umsatzes für den Produktionsfaktor Arbeit 

f1ic u n mittel b n 1' ,, n Auswil·kungcn Pii1C'l' 

l.,ohnerhöhung sind dahe1· JC nach der Lohn­
mtensität der einzelnen Branchen ver·schil'dPn, 
wie nachstehendes theoretisches, ::;tnr·k Vl'l'l'in­

fachendes Beispiel zeigt. Es sei nngenomnH•n, 
daß der Lohn eines Hcsch.1fligten in nll •n 
Bereichen gleichmüßig um 20% stl'igt. Di1' 
Auswirkungen einer solchen Lohnerhohung 
auf den Umsatz macht die folgende Tabl•lh• 

e 

in Rechnung gestellt werden . Der Lohnanteil deutlich: 

Borgbau 

Grundo•olfe und Prcxlul<ttons ter 

lrwcstlt1onsgutor 

V<!rbrouchsgü•er 

Nahrung>· und Genußm1uel 

Insgesamt 

Löhne und 
G hölt~r 

olt 

14 68-1 

15 523 

14 311 

13 127 

12 786 

14 036 

1) + Lohnerhörung von 20 '14 ( emäß Spalte 2) 

+ Lohnt: rhöh 
von 20 'II> 

? 937 

3 105 

'862 

2 6,5 

2 557 

2 807 

Eine Lohnerhöhung muß - wenn alle and ren 
Kosten und der Gewinn konstant bleiben -
eine Umsatzerhöhung um 4,2% in der gesamten 
Industrie, aber nur um 1,6% m der Nahrungs­
und Genußmittelindustrie nach sich ziehen. 
Da in der Marktwirtschaft jedoch die Umsatz-

LÖhne und 
Gehälter 

nev 

Bescl,oft I gten 

17 621 

18 628 

17 173 

15 752 

15 343 

16 843 

alt 

20 537 

88 187 

43 140 

47 158 

159 315 

67 108 

Umsatz 

I 
neu 

23 474 

91292 

46 002 

4Q 783 

161 872 

69 915 

Umsatz• 

erh un 
tn 'II> 

+ 14,3 

1 3,5 

t o,6 

t 5,6 

1 1,6 

i 4,2 

entwicklung von vielen weiteren Einflußgrößen 
abhängt, zeigt das Beispiel lediglich die 
Aus\~i rkungen der Veränderung c in es Faktors. 

D1pi.-Volk w. S1eqfned Schwarz 
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Versorgungsempfänger des öffentlichen Dienstes 
Im Rahmen der Personalstrukturerhebung 1968 
wurden erstmals Daten über die Versorgungs­
empfänger des Landes. der Gemeinden und 
Gemeindeverbände sowie der Sozialversiche­
rungsträger. getrennt nach Verwaltung und 
Wirtschaftsunternehmen. erfaßt. Oa die Zahl 
der Versorgungsempfänger der Sozialversiche­
rungsträger (602) vergleichsweise gering ist. 
wird auf sie im folgenden nicht eingegangen. 
Die Erhebung umfaßt die aufgrund ihrer frühe­
ren Tätigkeit im öffentlichen Dienst versor­
gungsberechtigten ehemaligen Beamten und 
Richter und deren versorgungsberechtigte 
Hinterbliebene . .Nicht erfaßt werden d1e Henten­
empfänger (Angestellte und Arbeiter) und 
die nicht wieder verwendeten Personen nach 
dem Gesetz zu Artikel 131 GG. Von den 
Versorgungsempfängern wurde die Art der 
Versorgung (Empfänger von Ruhegehalt, 
Witwengeld und Waisengeld) und die für die 
Versorgung maßgebende Laufbahn sowie bei 
Empfängern von Ruhegehalt das Geschlecht 
und das Alter ermittelt. Der Stichtag für die 
Erhebung war der 2. Oktober 1968 . 

Auf drei aktive Beamte und Richter 
entfallen zwei Versorgungsempfänger 

Das Land , die Gemeinden und Gemeinde­
verbände einschließlich ihrer Wirtschafts-

unternehmen hatten am Erhebungsstichtag an 
31 600 Beamte und Richter Gehalt und an 
21 700 ehemalige Beamte und Richter sowie 
deren versorgungsberechtigte Hinterbliebene 
Versorgungsbezüge zu zahlen. Damit entfallen 
auf drei aktive Beamte und Richter etwas 
mehr als zwei Versorgungsempfänger. Während 
sich beim Land allein etwa dieselbe Durch ­
schnittsrelation ergibt -26 600 aktiven Beamten 
und Richtern stehen 16 900 Versorgungs­
empfänger gegenüber - haben d1e Gemeinden 
und G emeindeverbändc beinahe für gleich 
viele Personen Versorgungsleistungen zu 
erbringen wie Gehalt zu zahlen. nämlich für 
4 800 Versorgungsempfänger und 5 000 aktive 
Beamte. 

Anders au~gedrückt stellt das Land 84o/o der 
aktiven Beamten und Hichtcr und 78o/o der 
Versorgungsempfänger. die Gemeinden und 
Gemeindeverbände dagegen 16% der Aktiven 
und 22o/o der Versorgungsempfänger. 

Fast sechs Zehntel sind Pensionäre 

Von den 21 700 Versorgungsempfängern des 
Landes . der Gemeinden und Gemeindeverbände 
sind 12 700 oder fast sechs Zehntel Ruhe ­
gehaltsempfänger; 1 7 00 davon oder 13 ,5o/o 
sind weiblichen Geschlechts. Die Empfänger 
von Witwengeld stellen mit 8 900 Personen 

Ruhegeholtsempfön r e Land s, der Gerremden und Gel"leil"deverbonde 1 
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Insgesamt 

Altersgruppe höherer gehobener 

Dienst 

mittlerer elnfacl>er La"d 
Gemeinder und 

Gemo nde· 
verb nde 

Anzahl % Anzahl CJ!, Anzo I % Anzahl % Anzahl % Anzah 

UI'IC>r 62 941 7,4 101 5,5 

62-64 1 051 8,3 152 8,4 

65-69 3 978 31,4 654 35,9 

70 und lilter 6686 52,8 913 50,2 

lnsge•orrt 12 656 100 1820 100 
% 100 14,4 

darunter -lbllch 1 707 100 178 10,4 ,. 13,5 9,8 

Insgesamt 31 606 100 7 T/9 23,0 
darunter weiblich 7 023 100 1 017 14,5 

Ruh holt 

Insgesamt 40,C 25,0 
dorurtrr weiblich 24,3 17,5 

1) Inschi laßlieh Wlrrschoftsunter"ehmen 

Ruf.egoho I t sempföngnr 

375 5,6 44"ö 12,3 20 3,5 794 

4<;0 6,8 425 11,7 24 4,2 849 

2 135 :J2,1 1 016 28,0 173 30,6 3 184 

3 681 55,4 I 744 48,0 348 61,6 5 315 

6641 100 3630 100 565 100 10 142 
52,5 '113,7 4,5 80,1 

1 351 79,7 146 8,6 32 1,9 I 498 
20,3 4,0 5,7 14,8 

Vollboschöftigte Beor:"e und Richter 

IS On 47,7 9 Oll 28,5 243 0,8,2 573 
5 ,54 16,2 650 9,3 2 0,0 6 545 

7,8 

8,4 

31,4 

52,4 

100 

8~·~1 
84,1 
93,2 

147 

202 

794 

I 371 

2 514 
19,9 

.209 
8,3 

033 
478 

mpfonger rn % der vollbeschöftrgten Beorr.! n und R1 hter 

44.1 40.3 232.5 .. I 38,2 
~2 ~5 ~9 
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50,0 
. I 4 .7 

5,8 

8,0 
31,6 

54,5 

100 

12,2 

'5,9 
t-,8 

• 



• 

vier Zehntel und Waisengeldempfänger nur 
156 Personen; das sind weniger als l o/o. 
Bei den V ersorgun sempfängern des Landes 
allein ergeben sich etwa dieselben durch­
schnittlichen Relationen, während bei den 
Gerneinden und Gemeindeverbänden der Anteil 
der Pensionäre n r reichlich die Hfil fte, 
aber der der Wltwen entsprechend 46% 
ausmacht. 

Mehr als die !Iälfte sind über 70 Jahre alt 

Die Altersstruktur der Versorgungsempfänger 
wird außer von d r Lebenserwartung V C1m 

Zeitpunkt der Pensionierung geprägt. Im 
allgemeinen wird ein Beamter nach Vollendung 
des 65. Lebensjahres in den Ruhestand 
versetzt. Für einige Beamtengruppen gelten 
andere Altersgrenzen. So haben zum Beisp el 
Polizeivollzugsbeamte mit dem vollendeten 
60. Lebensjahr di< Altersgrenze erreicht, 
Richter mit dem 68 ., und Professoren werden 
mit ebenfalls 68 Jahren emirltiert. Mit 
62 Jahren körmen Beamte ohne Nachweis der 
Dienstunflihigln'it auf Antrag vorzeitig in den 
Ruhestand versetzt v. erden. 

Von den 12 656 Pen ionären des Landes, der 
Gemeinden und Gemeindeverbände wal'en 
6 686 (oder mehr als jeder zweite) üher 
70 Jahre alt. Bei den weiblichen Ruhegehalts­
empfängern liegt der Anteil sogar bei 63 , 3o/o. 
Die nächststärkere Gruppe stellen die 65- bis 
69jährigen mit gut drei Zehntel , während 
der Anteil der 62- bis 64jährigen und der 
unter 62 Jahre alten erwartungsgemäß nur 
8,3% und 7,4% ausm tcht. Zwischen dem Land 
und den kommunalen Gebietskörperschaften 
ergeben sich in er Altersstruktur ihrex· 
Pensionäre nur geringfügige Unterschiede. 

0-4222 
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zwischen 60 und 69 Jahre alt, 15% zwischen 
50 und 59 und nur 4 ,5% unter 50 Jahre alt. 

Waisen von verstorbenen Beamten und Richtern 
erhalten in der Regel bis zum vollendeten 
18. Lebensjahr oder, wenn die Ausbildung 
fortgesetzt wird, bis zum vollendeten 
27 . Lebensjahr Waisengeld. fn Ausnahme­
fällen, wie körperliche und geistige Gebrechen , 
wird das Waisengeld über das 27 . Lebensjahr 
hinaus gezahlt . Von den 156 Waisengeld­
empfängern waren die meisten, nämlich 65, 
zwischen 18 und 26 Jahre alt, 52 unter 18 
und 39 über 27 Jahre alt. 

Unterschiedliche Laufbahnstruktur 
zwischen Pensionären und Aktiven 

4iiA Auch von den Witwengeldempfängern sind dil' 
W Hälfte 7 0 Jahre und älter . Drei Zehntel sind 

Das Ruhegehalt richtet sich nach den ruhe­
gehaltfähigen Dienstbezügen und der ruhe­
gehaltfähigen Dienstzeit . Maßgebend ist also 

Witwengeldempfänger des Land s, d r Gerneinden und Gemeindeverbönde 1 
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lro g<>~amt G<>molnden und 

Land 
Gemeinde-

hoh.,rer geho bener mil!lerer einfach'"' verbÖtlde 
Altersgrvppo usammen 

0 1 nst 

Anzahl 'l{, Amahl 'l{, Anzahl .,. Anzahl .,. An>.ahl 'l{, Anzahl ,. 
unter 50 82 5,5 169 4, 142 5,0 6 1,0 31 9 4,8 80 3,6 

50- 59 1 27 15,0 284 19,1 544 ,8 441 15,8 52 8,4 1 041 15,6 286 13,0 

(;IJ- 69 2 08 30,6 445 29,9 1 21 2 0,9 887 31,4 164 26,6 2 088 31,4 620 28, 1 

70 und a lter 4 2d 49,9 677 45,5 200 ,0 1 349 47,8 395 64,0 3 207 48,2 1 217 55,2 

Insgesamt 8&58 100 1 488 100 3 928 100 2825 100 617 100 6 655 100 2203 100 
~~ 100 16,8 44,3 3),9 7,0 75,1 24,9 

1) einschileBlich Wlrtschofts untemehmen 
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STATI STISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG-HOLSTEIN 
23. Jahrgang 1 rt 2 Februar 1971 

Schleswig-Hol stein tm Zahlenspiegel 
Monab- und Vierteljahreszahlen 

1 000 Bevtilkeruna am Monatsende 

HatDrilche BevOikerunesbewerune 
•Eh sch.lh Bungen Anzahl 

Je I 000 Elnw, und I Jnhr 

•Leb ndgebor n<' Anzahl 
Jf! I 000 Ernw. Wld 1 Jnhr 

$Q storb ne (ohne '1 otg bo ene) Anzahl 
• Jl' I 000 Emw. und 1 Jnhr 

runter Im r t n I. b nsJahr Anznhl 
• Je 1 000 l...<'bendgeborene 

Ob rsdtuß d r Gebor~nen odc.-r G(•storbenen (·) Anz.ahl 

• 

je I 000 Elnw, und I Jahr 

Wanderun&en 
•Ober die Land sgren e Z\:gezogene Anzahl 
•Cber die Landesgrenze F rtgezogene Anuhl 

•w nd<'rungagcwlnn 
•Innerhalb des Lande Cmgczoecnc1

) 
An2::1hl 
Anzahl 

\\ nd rungsfalle Anzahl 
J" I 000 Elnw. und I Johr 

Arbellsla&e 
•Arbe!Lalose 

d.1nmter •Mlnner 

orr n• Ste llcn 
darunter !Ur M nn r 

Landwirt~ch:~ft 

V rehbestand 
eRmdvl h (einschließlich t .. lber) 

d runt<H •Mllchk h 

•s hwetn 
d:u-unt<>r •z.uehumu 

d runter trnchllg 

A Sehtachlunten von Inlandtieren 
W rund 1 ( hn K li.K'r) 

Klilb~r 

•Schwclnl.' 
da t r •lluusschl dttungcn 

Schlachtmeneen71 aus eewerblichen Schtachlunaen 
(ohnC' c .. nugcl) 

runter n ndc r ( ""' K Jber) 
K !her 

•Schwein<' 

Durchschmttllches s~nlacllt&ewlcht I 
ß nder (ohn K lh<>r) 
l>.lllb I 

S hw n 

Gelluget 31 .E ngr1egt Brutn r 
1 r Leg henn nkOkcn 

•rur 111 stbOhnerkDk<' 

ac .. nogclnelach 4 

•llJitherzeugung 
d runter nn Molk~r<'lcn und II ndler geliefert 

·~tuchlclatung J Kuh und r111l 

I 000 
1 000 

I 000 
I 000 

1 000 
1 000 

1 000 
I 000 
I 000 

1 000 St. 
1 000 St. 
1 ono St, 
1 000 St, 

I 000 I 
I 000 t 
I 000 t 
1 000 t 

kg 
kg 
~ 

1 000 
1 000 

J 000 kg 

I 000 t .,. 
kg 

8 
G 

19 
10 

I .6 

1969 

2 644 

I 588 
7,5 

3 365 
15,9 

Okt, 

2 555 

I 593 
7,3 

2 924 
13,5 

i969 

Nov. 

2 557 

I 212 
5,8 

2 177 
13,2 

Dez , 

2 557 

I 485 
6,8 

2 981 
13,7 

2 706 2 552 2 511 3 467 
12,8 11 ,8 12,0 16, 0 

75 85 70 79 
22,2 29,1 25,2 26,5 

659 372 266 • 486 
3,1 1 ,7 1,3 - 2,2 

8 106 10 448 7 260 7 Oll 
6 390 9 684 5 942 6 287 

1 716 764 I 318 724 
10 692 13 163 10 760 9 882 

25 188 33 295 23 982 23 !8U 
1G9 214 166 152 

10 
6 

20 
11 

30 
3 

191 
s" 

24,0 
7,0 
0,2 

16,7 

240 
60 
92 

528 
7fl2 

733 

184 
91 

11 ,7 

6 
3 

22 
13 

52 
2 

20G 
5 

31,3 
12,3 
0,1 

18,7 

243 
60 
93 

506 
723 

803 

119 
80 

7,4 

7 
4 

19 
12 

41 
2 

212 
16 

27,7 
9,3 
0,1 

18,2 

242 
61 
93 

484 
786 

783 

141 
89 

9,0 

11 
6 

16 
10 

I 430 
518 

1 680 
J72 
108 

32 
3 

218 
17 

25,7 
7,3 
o.~ 

18, 1 

237 

90 531 

39G 
726 

822 

IGS 
90 

10,3 

*I wird vun allen Statlstls<'hl! l.nndcsllmtcm im" Zahlenspiegel' ver rtC'lltllcht 
I) ohn~> lnn rh olb d r G<'rn<>lndc llmge:r.ogl'ne 2) clnscllll<'ßli h Sdllnchllettc, jo•doch ohne lnno•r<'lln 
3) ln ßC'trl ben mll otnern Fn sungsvctmögcn von I 000 und mehr 1-:1< m 

s~rt. 

I 393 
6,6 

2 605 
12,3 

1070 

I 746 

2 590 

2 480 2 705 
11,7 

48 55 
18,<1 21,2 

125 • 115 
0,6 

5 
2 

24 
15 

1 918 
192 
119 

4i 
2 

204 
3 

28,2 
9,5 
0,1 

18,5 

234 
GI 
02 

528 
641 

805 

112 
91 

Ii 
3 

22 
14 

225 

33,3 
1:!,9 
0,1 

20,2 

245 
62 
93 

48G 
'IG'I 

793 

!Oii 
IJO 

G,'l 

4) aus Schi htungPn lnlolndls hen GeODgels ln Schiachtermen m t dn r Schlachtkapa:r.lt t von 2 000 und m<'hr 1 rc1, n 
) Dez mb. r bl \\ ntcrhn bJnhr J9G5/66 • 18 c) Wlnterholbjahr 1969/70 • 13 

:I 
20 
13 

-15 
2 

23~ 

21 

30,2 
10,3 
0,1 

10,8 

2H 
52 
93 

530 
I 01:! 

8~8 

124 
90 

8,1 

10 
5 

18 
12 

1 ~o• 
49G 

1 7H 
183 
112 

36 
3 

22G 
16 

2i, 'J 
8,3 
0,2 

18,7 

230 
60 
90 

i6G 
923 

885 

IGI 
90 

10,2 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1965 1969 1969 1970 

Monats-
Ok:t. Nov. Dez. Sept. Okt. I Nov. Dez. durchschnitt 

Indusuie und Handwerk 
I 

Industrie $l 
*Beschliftigte (einschließlich tätiger Inhaber) 1 000 178 184 190 100 189 194 194 104 192 

darunter •Arbei ter 6) 1 000 140 141 146 145 144 147 147 146 14·1 

*G elelstete A rbel terslunden Mrll. 23 23 26 24 24 25 26 25 24 
*Llihne (brutto) Mrll. DM 98,8 129,2 143,0 147,7 146,2 160,2 165,5 178,7 181,4 
*Gehälter (brutlo) MIU. DM 37,5 56,1 o7,J 66,2 69,8 65,1 65,7 78,3 83,1 

*Kohlever·brauch I 000 t SKE 7) 54 41 46 46 42 32 37 97 34 
*G asverbrnuch I 000 cbm a 869c 19 175 21 392 20 831 22 511 23 696 23 346 25 762 26 511 
*lh:izölvcrbrauch I 000 l 77 88 102 105 105 91 107 108 107 
•Stromvex•bt·auch Mill. kWh 118 146 167 
•stromerzcugung 

159 H9 161 173 169 !GO 

(gesamte industrielle Eigenerz.,ugung) Mill. kWh 36 39 45 47 43 33 41 42 38 
•Umsatz (ohne Umsatzstcuer)8) Mill. DM 746 983 1 123 1 088 I 130 1 149 1 184 I ll5 1 194 

darunter •Aus1andsumsatz Mill. DM 92 157 146 200 207 132 145 135 1•12 

Produktionsindex (ohne Bauindustrie und 
ohne öff<>nlllche Energreversorgung) 1962•100 116 157 167 176 159 171 170 172 !57 

Sterne und Erd<>n 115 129 111 1 149 66 192 18G 165 138 
Eisen-, Stahl- und Tc.>mperguß IH 124 133 147 109 121 1 128 133 100 
Cht>mischc Erzeugnlss" 209 442 382 292 460 540 428 337 316 
Paprer<> und Pappl'n 110 140 148 151 127 143 147 146 126 

Stahlbnuerzeugrusse 120 182 100 221 186 189 205 232 193 
Maschinenbauerzeugnisse 108 135 145 144 141 144 143 H8 163 
Wassorfahrzl.'uge 110 139 148 162 144 149 160 165 !50 

Elektrotechnische Erzeugnisse 121 257 289 345 355 323 305 342 303 
Fcinm~chnnlsche und opUsehe Erzeugnisse 130 141 141 227 173 148 154 163 162 
Elson-, Blech- und M('lallwaren 141 240 268 309 23~ 209 219 22~ 195 

Druckerclerzeugnlss!1 115 298 270 302 259 249 2G9 285 262 
TextiliNl 110 129 123 128 107 118 110 133 103 
B~klcidung 101 103 121 126 95 110 119 113 84 

SUBwaren 109 98 140 121 79 96 132 99 61 
Milch und 1\UichcrzPugnlsse 109 124 75 98 114 72 73 97 113 
Fleisch und Fl.,lscherzeugnlsse 134 159 162 201 191 182 195 184 193 

außerdem Produktionsmdex für die Bauindustrie 107 116 139 138 68 152 152 148 l!G 

Handwerk (Meßziffern) 
91 

*Bcschä.fllgle (Ende des VIerteljahres) 30.9.1962•100 98 97 97 ... 
•Umsatz (einschließlich Umsatzsteuer) VJ. -D 1962=100 138 178 160 ... 

darunt<'r *llandwer·ksumsatz Vj. -D 1962•1 00 142 188 165 ... 

Öffcntl ichc Energieversorgung 

* Stromerz.-ugung (brutto) Mlll. kWh 141 195 180 209 226 184 272 299 294 
Stromverbrauch (einschließlich Vet-luste) Mill. kWh 279 397 424 439 491 425 492 499 537 
Gaserz.-ugung (brutto) Mlll, cbm 20 16 14 17 25 11 15 19 23 

Bauwirtschaft und ~ohnungswesen 

Bauhauplgewerbe101 

*ßeschliftigtc (elnschlleßhch tAtlger Inhaber) Anzahl 67 971 62 200 62 498 61 523 60 951 63 390 63 154 62 39~ 61 784 

'"Geleistete A•·beitsstunden I 000 9 534 8 062 10 456 8 528 4 594 10 369 10 225 9 012 7 739 
da runter rur 

*Wuhnungsbautcn 1 000 3 960 3 404 4 358 3 660 I 777 ~ 303 4 261 I 3 793 3 349 
•arrcnlliche und Verkehrsbauten 1 000 3 978 3 342 4 495 3 542 2 017 4 697 'l 556 3 94-l 3 310 

•Löhnr• (brutto) Mill. DM 50,0 52,2 70,3 57,9 33,4 83,9 84,6 74,6 69,8 
*Gehälter (brutto) Mill. DM 4,1 5,8 5,9 6,4 8,6 6,9 6,9 7,4 10,1 
*Umsatz (ab 1970 ohne Umsatzst!!Uer) Mill. DM 147,6 161,3 224,9 203,1 319,5 246,4 238,2 228,1 372,1 

*)wird von allen Statil•Uschen Landesämtern im ''Znh1ensplogd" V('rörfentllcht 
5) BetriebL mit im allgemeinen 10 und mehr Beschäftigten; ohno ßrtu>nduNtrrc und ohne öffentliche Gas-, Wasser- und Elcktrizlttitswcrk<' 
6) elnschlleßhch gewerblicher L<'hrlinge 7) eine t St<'inkohlecinh<'it (51<E) ~ 1 t Steinkohle oder -br1ketts • 1,03 t Steinkohlenkoks • 
1,45 l Braunkohlf·nbriketts 8) ohne Umsal.z ln lbndelswarc und ohne Erltlse aus Nebengeschäften 
9) ohne handwerkliche Neb<'nbl'lriebe 10) nnch der Tota!Prhcbung hochgPrechnl't d) ohne Erdgas und Erdölga:; 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 

noch: Bauwirtschaft und Wohnungswesen 

Baugenehmigungen 
O\\ ohngcb udc (Errl chtung cuur Gcb!iu<lc) Anzahl 

d runt r •Ein- und z,. cHamillcnhlluser Anzahl 

•umbautcr Haum 
•vernnsclllagte reine Baukosten 
OWohntllche 

*Nlchtwohngebl!udc (Errtch ung neuer Gebaudc) 

•umbautcr Raum 
*veranschlagte n~nc D ukosten 
• Nutznilehe 

oWohnuneen insgesamt (all ßaumaßnahmcn) 

Baufertiestellungen 
Wohnungen 111 
Wohnrliume 

• 
Handel unI Gastgewerbe 

Ausfuhr 
•Ausfuhr lnag samt 

davon GOtcr der 
•Emllhrungswlrlschaf 

ogcwcrbUchcn Wlrtac: art 
davon •RohstofC• 

•Halbwnr n 

*Fl'rügwa en 
davon •Vorcrzcugnls>c 

* Enderzeugnisse 

nnch nusgt wllhltcn Vorbrauchslllndern 

• EWG ·I .lind•• r 
darunter Hallen 

Nieder ande 

•EFTA-LIIndcr 
darunter Dlinem rk 

Oroßbntanruen 
Norw en 
Sc-hwe cn 

I 000 cbm 
I 000 L>M 
I 000 qm 

Anzahl 

I 000 cbm 
I 000 DM 
I 000 qm 

Anzahl 

Anzahl 
Anzahl 

Mlll. DM 

MIU. OM 

M11l. DM 
MIU. l>M 
Mill. DM 

Mn!. DM 
Mtll. DM 
Mill. 0:111 

l>hll. OM 
l\tlll. DM 
Mlll. DM 

Mlll. DM 
lltlll. DM 
Mlll. DM 
MUI. DM 
Mtll. DM 

Handel mll der Deutschen Demokrall cllen Relll!bhk und Berhn (Ost) 
ßcz;Ogo Schleswtg-Holst tos 1 000 DM 
Ucrerung n Schleawlg-1 olslclns 1 000 UM 

Handel aut Berlln (West) 
•ncz.O e Schleswlg-Jiolst ms 
•UcCcrungtn Schlnwlg-1 olstclns e Index der Einzelhandelsumsalle 

ldnschlleßhch M€'hr~~oortsl< er) 

•Index der Gastge ... erbeumsalze 
tctnschllcßllch M<hrw• 1lst< er) 

Fremdenverkehr in 136 Beuchls&ea:emden 
•FrcmdL'1lmeldung n 

daMitlter •von Ausl ndsg sten 

*F'remd<mObernaclltungcn 
darunter Ovon Ausl nds sten 

Binnenschlffahrt 
•GOterc-mpr ng 
OGOterversand 

Verkehr 

•Zulassungen labr kneuer Krallfahrzeuge 
darunter 
Krartrlidcr (clnschllelll eh Motorroller) 

*Pcrsoncnkrartwag n 12 
'*Lastkraftwagen 

SiraßenverkehrsunfAlle 
•UnCfillc mlt Pcraonens .;>den 
00 • tötete Personen 
•Verl,-,tz.tc Person• n 

1 000 DM 
I 000 DM 

I 000 
1 000 

1 000 
I 000 

1 000 l 
I 000 t 

Anzahl 

Anzahl 
Anzahl 
Anzahl 

Anzahl 
Anzahl 
Anzahl 

19C9 1969 1070 

Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. I>< l:. 

I 100 913 I 138 839 697 
586 

I 039 
005 

1 020 
935 

814 
742 

468 
417 794 966 721 

9 4 936 I 234 964 ~7 1M2 t~9 ns 
83 433 135 531 138 &90 I OG 264 

Hl 
05 S21 107 407 142 547 117 9!19 s• 8oo 

85 171 176 230 172 134 199 203 151 

!GO 
19 

073 
38 

217 
4 

806 

13 
4 82 

393 

I OH 
56 

I 403 

198 223 

742 1 166 
57 594 I 06 650 

132 207 

184 

915 
62 663 

165 

137 

396 
35 502 

74 

2464 3151 2539 1812 

2 009 1 367 1 428 12 826 
8 555 5 961 6 288 55 645 

179,9 

21,5 

158,4 
8,7 

11,0 

143,7 
14,6 

129.1 

54,7 
14,8 
18.2 

58.9 
10,3 
24,2 

4,2 
8,8 

228,9 

27,2 

201,8 
4,6 
9,4 

187,7 
16,0 

171,7 

58,5 
16,1 
20,4 

98.3 
10.3 
60,8 

3,1 
10,8 

153.5 

22.5 

131.0 
3,8 I 

12,6 

I 14,7 
13,0 

101,6 

53,0 
16,6 
17.6 

40,7 
6,0 
6,7 
4,1 

11,0 

235,1 

37.1 

198,0 
3,2 

10,4 

184.3 
14,4 

169,9 

49,8 
8,9 

19,0 

95.2 
8,8 

61.3 
4,7 
8,1 

214 

I 018 
88 973 

105 

213 

757 
Gß 032 

131 

154 

507 
65 639 

92 

132 

745 
73 4G7 

117 

2615 2873 191'1 1095 

I 237 I 354 1 683 12 074 
5 312 :; 8fl7 6 723 51 469 

166,2 

24,!1 

141,7 
4,3 

13,4 

123, 
14,5 

109,4 

54.9 
12,8 
20,7 

48,4 
15.5 

6.7 
S,G 
8.0 

202,1 

26.1 

176,0 
4,3 

11,5 

160.1 
16 s 

143:6 I 
li6,1 
15,7 
20.2 

64.7 
11,5 

6,5 
3,5 

13,8 

165.1 

25.5 

139,5 
4,1 

10,9 

124,6 
14,2 

110,4 

59,3 

1 596 
1 041 

1 739 
1 345 

I 626 
1 448 

1 73G 3 24 I 3 664 2 072 4 061 
1 930 7 803 6 001 7 297 4 121 

30 013 39 048 33 574 29 369 29 635 40 195 33 044 26 966 
36 499 50 9GI 41 810 37 628 40 827 49 866 42 947 J7 393 

1811 
20 

1 411 
39 

246 
386 

6 '718 

15 
5 884 

443 

1 263 
65 

I 718 

115 
16 

452 
28 

287 
461 

7 799 

4 
6 854 

469 

1 447 
71 

I !112 

8 

235 
17 

251 
406 

G 139 

9 
5 431 

408 

I 5~G 
104 

2 UG9 

61 
7 

204 
15 

263 
282 

7 
5 394 

417 

I 136 
GO 

1 SUII 

217 p 
22 p 

1 872 p 
45 p 

2 I 
515 

7 151 

19 
G 165 

474 

I t;'J7 
!)(, 

2 1~5 

119 p 
16 p 

sn r 
29 r 

2 18~ 

73 
9 

241 
18 

2 3 
4().1 

7 291 

j 

315 
3;,~ 

G !~! l 
I 476 -. 1 5'12 

81 114 
I !l3f> 2 19~ 

•l wtrd von all n Statistischen Landcslimlem Im" Zahlenspie 1' vc rrcntilchl 
I I) Zimmer mit 6 und m<"h <tm Flache und allo KOchen 12) dn u,•ßlldt Kombtn.>Uon,.k•·nrtv.og .. n 



noch: M on:tb- und Vierteljahreszahlen 

1969 1970 

Okt. No,, Okt. Nov. De:r.. 

Gdd und Kredit 

Kredite und Elnla&enUI 
'"K1 cdit n Ntchtb nk n 

(SI nd nm Jllhr s- bz". M nnt,;cndc) 1\Itll. DM 8 273 14 825 14 3~1 14 GOI 15 :.7 16 0 5 16 02 

•kurLCM I g Krcdh 
( h 1hz mb r 1968· bs zu 1 J,lu) llllll. D\1 076 3 0~2 2 849 2 971 3 O!i2 3 3~4 3 3 3 4 

d:u-untc 1 
•un Unlc1nchmcn und PltvntpcrsunPn l\hll. D~l 2 IH7 3 007 2 832 2 94a 3 007 3 31 3 310 3 287 3 421i 

•mltt< lftlstig<• Krcdlt•·
141 

(nb 0<'Z< mb• r lfJG8: I bis 4 Jnhr•) Mlll. DM Gilt t oc· 1 000 l 06 178 17G I 218 I 34 
d:u-unl r 

• .. n Unternehmen und Privatper on<'n !\llll. 0!\1 GU7 1 021 DGO 1 021 129 1 123 1 IG I 1 277 

I n Cr sllgu Kr• d 1t !4) M 11. DM 5 536 10 708 10 G30 10 "108 l I 343 11 437 I 512 11 GDO 
d:trunl• r 

• n Untern<hm n und J>nv:otpu·soncn Mlll. OM 4 G89 9 412 9 3 8 9 412 9 860 9 921 9 992 10 15. 

•du runter durchtauf nd Krcdtle M 11. DM 

E ntag• n und nurgcnommc.nu Kr doll< von tchtbllnkcn 
(Stnnd nm Jahres- b:r.w. Monats nd ) 1\hll. DM 5 053 10 094 883 10 0!14 10 831 I I 288 

cht- und Term ncddcr lltlll. DM 1 875 4 798 4 7 4 4 798 5 5 ... e 
d runt< r 

•von Untcrnchml'n und Pnvatpcrson n Mlll. DM I 573 3 304 3 271 3 304 3 870 

Sp. rc nlllgcn Moll. DM s 178 5 295 5 099 5 291> 5 810 
dai"Untf!r 

•b ·I Sp.trk <BB<m Mlll. DM 2 123 3 376 3 246 3 253 3 376 3 497 3 SOG 3 686 

O(lutsehr!Ctcn nuC Spurkont!!n (nhnc:. Zmscn) Mlll. DM 1531 244 242 208 294 27 
I 

~ l.nstsch.-trten nur Sp31"kOntl'n !'.1111. DM 125 I 214 214 195 297 253 

*Z<n&!1Utschrirt< n Mlll. ()llf 9 17 O, J 0,3 200 0,3 

Zahlungsschw•eu~:kelten 
Konkurse Anz.nhl 8 10 13 9 II 10 lll I. 

•VerglclchJJvcrCahren Anzahl 1 1 3 

•Wechs lproteatc (ohne. dle bct der Post) Anzahl 778 450 407 165 
*Wechs !summe Mlll. DM 0,935 0,838 O,G21 0,852 

Stt:ucrn 

"'Ge e nsthallhche Steuern I 000 DM ISO 208 204 500 

*Sieu"-n v m E nkommen I uoo DM 07 072 137 4a3 87 008 
•Lohnst u r 1 000 D I 43 631 72 413 91 832 e •vcrnnl glc. Eluk mm< nst u r l 000 DM 41 819 48 793 8 590 
<'nicht v. r nlogtc St u rn vom Et-trac I 000 DM I Oll I 312 4G2 
•KI.Irpl'l sch.lftstaucr I 000 !H! 10 G12 14 935 3 304 

Stt uem vom l ms.1l% 1 000 DM 53 13G 67 047 
•Umsnt st.,u<'r 1 OOo DM 48 411 50 013 
•ElnCuhruma t BI uu 1 000 DM 4 725 17 034 .0 1159 

Bundessteuern 1 0110 DM G4 7~3 77 213 '19 5 4 90 531 
•z 11 I 000 UM 7 074 8 264 11 224 15 340 
•Vurbrnu~hst~.ou 111 1 000 DM 55 30 66 232 6G 686 73 '152 

!\1 ncr I latru. r I OOU DM 8 189 2 390 2 477 2 4 0 

Lar.desste~ern I 00 DM 17 26 23 512 21 329 19 GH 20 897 21 . Vcrm gcn t u<r 1 000 DM 2 1121 4 198 707 I 322 I 77 I 
KmrtC hr~ u st U I I 000 DM 8 835 12 076 13 510 II 529 13 103 14 614 
nl r t Ul'r I OOU lll\1 721 932 9 7 790 I "83 I 0 

Ge elnd steuern I 000 U!\1 IO!i 110~ 139 G58 1G4 323t-
"'Ge>w rb slcu r nndt Eolrng und I< pii:Jl I 000 I>~ 7S !i52+ 03 077+ 117 803 
c;a rund t urr A I 000 0\1 7 240 7 182+ 6 881 
IC<G rund I U• r ß I 000 1>\1 IG 037 ID 714 17 373eo 

Einnahmen des Bur.des I 000 llM 154 BIO 192 368 182 426 201 409 263 422 233 760 193 600 17 72'1 30 246 

*) w r"CI von 11lh n St Utills< h~n I.nndcsllmtc-rn lrn ' 7. hl< n plc.gel veo er '"tllcht 
13) ohm· l.ancl< Jl~cntrnlb:mk, I' stspnrkns • n, .Po>Jtstll<'d< lmt< r sowie lllnd1 eh Krcdltg< n0811t!nsthnCicn, deren .I (j 

unt 1 5 l\111, D\1 I g, ein chl <tlllch aller Im II r<Ich der I ndc s cmtrn lbank tut 
InColc• I mg MtDltung mit :\ng .. b• n bta 19GB nl<ht voll v rg1 chb r 

14) nschlh Oll eh du1'C:hlnuC< ndvr Kr lt' ) I. 10. I. 12. 



Schluß: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1969 1970 

Okt. Nov. I Dez. S< pt. Okt. N "· Dez. 

noch S1eucrn 

Einnahmen des Landes I 000 DM 76 440 112 8$7 89 826 85 864 216 635 162 460 123 540 120 2$6 301 327 
Antc II an den Stcu 1 n vom E.nkummen 1 000 DM 59 214 89 345 68 497 56 555 196 992 100 290 46 870 45 939 210 901 

•Anteil an d n St< ernvom Umsatz I 000 DM 41 273 38 376 43 416 47 597 
• Antml an der 0 werbest erumlage 1 000 DM 16 296 12 7G4 

Einnahmen der Gemeinden und GememJeverbände 1 000 DM 1os uo• 139 6$8+ 164 323~ 188 250" 

-ocmdndc lnkC>mmcnstcu r I 000 DM ·I 80 470" 

Preise 

Preisindexziffern im Bundeseebiet 
Elnkaulsprr.lse !Ur Ausln dsgOtcr 1962•100 106,8 108,0 105,8 105,5 106,8 106,5 106,3 10G,6 106,5 
Vcrkourspre16e ror AusruhrgUter 1962•100 104,8 111,3 113,1 113,4 113,7 116,8 117,5 118,0 118,3 
Grundstorrpreise 15} 1962•100 10 ,9 101,9 103,1 104,2 104,9 103,9 103,6 !03,4 103,4 

Erzeugerpreise 15 
lndustrlellcr Produk 1 l 

151 
1962•100 104,0! 101,5 103,3 103,9 104,3 108,0 108,5 109,1 109,6 

landwl rtscltaftll eher rodukte 1961/63•100 114,1 106,2 106,4 107,8 109,1 98,9 p 97,3 p 05,8 p 95,4 

Preisindex lllr Wohngebll de 
Bnulelstungen am Oc.-!llude 1962•100 1 4,6 127,2 132,6 151,8 

Emknufsprelse 1 ndwlrts ·hn!Uicher 
107,11 • DetrleblSmlttel (Ausgn!M; ndex) 15) 1962/63•100 105,8 104,0 104,8 105,1 109,1 r 108,5 108,9 109,5 

Einzelhand 1•prd&< 1962•100 104,6 108,7 108,9 109,3 109,8 112,$ 112,0 113,6 114,1 

Preisindex l!lr die Leber. haltung
16l 1962•100 1!Y.J,O 119,3 119,8 120,1 120,6 123,8 124,2 124,8 125,2 

darunter 
:.iabMilli&- und O<!nu mittel 109,0 114,2 113,7 113,9 114,7 116,4 116,4 116,9 117,2 
Kleidung, Schuhe 107,1 113,2 113,8 114,21 114,:'> 118,9 119,8 120,5 120,7 
Wohnungsm1ctcm 118,5 161,9 163,8 164,0 184,3 lll9,8 170,8 171,9 172,2 
Elektrlzlt t, Ooa, Brennstoffe 100,1 117,8 121,2 122,5 122,8 125,6 126,9 127,:'> 128,1 
Obr1gc Wnren und r ensthllstungen 

I 10,5 I rar die lloushnltsru rung 106,2 109,5 110,1 110,8 115,3 115,8 116,2 il6,b 
I 

Lohne 
1"1 

~nd Gchalcer 

Arbetier in lnduslne und Hoch· und Tiefbau 

Bruttowochenverdienste 
•männliche Arbeiter OM 211 259 272 317 

darunter Facharb lter OM 224 274 287 339 
•w lbl!t'lte Arb lter OM 125 1$7 165 184 

Bruttostund~n'lcrdlcnst 

•mlinnllche '' rbdter DM 4, 8 5,71 6,00 6,97 
darunter Facharbeiter DM ... 8 6,06 6,37 7,47 

•wtel bliche A rbc1t<'r 01\t 3,00 3,83 3,97 4,H 

Beuhlt Wochenarb t ~elt 

•mnnnlicbe Arbeiter Std, 45 ,9 4:'>,2 45,3 4:'>,5 
•weibliche Arbeiter Std. 41,5 40,8 41,6 41,4 

e Gclesstctll Woc:hennrbe szelt 
•mnnnllchc Arb(•Jle Std, 4 ,3 41,2 44,0 42,9 
•w~ihllehu Arb ltur Std, 31.~ 36,7 40,9 39,2 

Aneeslellt!, Bruttomonatsverdienste 

ln lnduHldc und Hoch- und 11l'fünu 
Kaurm nnlsthe Angnst llte 

•m nnllch vu 1 020 r l 317 I 365 
I 50~ I •weiblich DM 666 852 888 979 

1echn!sch Ang< stellt. 
• mannlieh DM J 148 I 409 1 466 I 6~3 
•weiblich DM 681 876 013 1 OOG 

in Handel, Kredit und Ve Ieberungen 
Kaurmllnnlschu Angest llte 

* mannlieh DM 897 1 157 I 194 I 307 
•weiblich or. 557 719 734 820 

Technische Angestellt 
mlnnllch 0'-t 1 019 I 261 I 354 I -159 
we blich DM (852) 

in Industrie und Handel 1:u am.n n 
Kaurmllnnlsche Angest llte 

•m!lnnllch DM 934 I 208 I 248 I 372 
•weiblich DM 588 758 779 86'1 

Technische Angrstellt 
•mllunllch DM 1 138 I 398 I 4:'>9 I 63~ 
•weiblich DM 687 675 910 I 004 

•l wl rd von ollen Statisus hen LandesAmtern Im "Zahlensplt gcl" verllffenthdtt +l • Vll'rlt'lj hrl'SdUt'dlsdmltl 
!Ii) ab 1968 ohne Umsat:.(l\1 hrwert)st<•uer 16) 4-Per on n-A bdtnehmt••·-llaushalte m1t ml\tlercm Einkommen des olldnvt•rdlcncnrlcn 
llaushn1tsvorstnnrles, L.cbcll!lhnltungsausgnben •·on rund 7SO DM n aUich nach dl'n V<'t brauchbVt:l'hflltmsBen von 1062 
17) EfleltU\'Verdlcnate e) 1.10. • 31.12, 0 Wil•tschl.dtsjllhr 1965/66 (.Juli -Juni) g) WirtschallsJahr 19G9 70 (Juli -Juni 



Jahreszahlen B 
erscheint Im monatlichen Wechsel mit/\ 

Wohnungsw(!s('n Ausfulu· Fr(!md~nvr ftkt!h1·
21 

zum fl'rllggestellt" 

I 
I von 

Meldungen Obcmachtungen Bau Wohnungen 1) l Bc&'t.md ln GOlem 
geneh- ins .. 1n 

L.mdcr der ,ltthr I im 
an EWG-

mlgtt.-
Ins-

Woh- gesamt 
Uinder dc•· l gcwerbl. ins- Auslands- ins- Auslands-

Woh-
1 

soztalen I nung('n EFTA Wirt-
nungen ) ges:unt Wob-

I 111 I schart 
gesamt g oste gesamt g.lste 

in 
in 

I 000 
nungsbau I 000 

I 000 in.,; MHl. DM in I 000 

1965 28 I 27 51 794 I 360 309 527 ! 1 214 I 912 229 12 828 453 
1966 25 26 47 820 1 645 350 665 I 517 I 956 229 13 684 459 
1967 25 l 26 39 847 I 541 445 525 I 385 2 032 240 14 917 479 
1968 24 24 29 I 845

8 
I 905 545 667 1 722 2 048 238 15 602 473 

1969 28 23 24 I 868a 2 159 656 707 I 901 2 151 235 16 856 466 

Stratlcnvcrkt·hrsunFälle 
Sozinlhllfe 

Kf~-Bestand am 1. 7. 
mit PersonensthadPn Spar- 4 

I 
Kru•gs-

einlagen ) ins- laufende llllfc zum 
opCcr-

I 
am gesamt Lchensuuterhalt 

fOl'SOrgc 
Jahr ins- Krall- Pkw3) 31. 12. 

gcsnmt rlider Lkw in 

I 
Unrtillc Getötet" Verletzte 

Mill. DM 
Aufwand Aufwand Ern- Aufwand 

ln tn pf•mger in 
in 1 000 Mill. 0:.1 l\Ull.DM in I 000 Mtll. DM 

1965 498 23 37-1 37 12 528 667 16 840 3 178 94,6 36,9 36,2 12,5 
1966 543 18 421 38 13 379 718 18 019 3 668 104,5 38,7 35,6 14,1 
1967 569 12 451 37 H 297 742 19 243 4 158 I 12,6 40,3 37,5 13,5 
1968 596 10 478 38 14 877 769 20 246 4 744 117,8 39,7 34,0 12,7 
1969 636 8 516 39 15 153 778 20 619 5 295 124,8 41,4 ... 11,6 

Steuereinnahmen Ncuvcrschulduttg
61 

I 
Stcut'rn 

11 
des Bundes des l,ttndcs der Gemeinden 

vom Etnkontmen ) der Gemcindl'!l und 
G cmclndevcrblindc 

Jahr I des 
Vt>r-

nus 
I ..an des Kredit-

Jnt:;,- Umsntz- i Ins- Stcue>m ins- Gewerbe- ins- Lohn- Ins- markt-
gesamt steucr brauch- ~ l vom Ein- gesamt steuer gl'samt stcuer gesamt steuern gesam 

kommen 
mittel 

Mlll, DM 

1965 I 858 638 I 6G4 917 711 420 303 I 165 524 1 803 I 240 888 
1966 I 911 680 646 982 759 441 31'! I 245 598 I 950 1 323 971 
1987 I 9G2 686 706 1 059 814 452 321 I 292 616 2 136 I 42!1 1 074 
1968 I 964 586 749 I 161 908 479 340 1 442 701 2 361 1 461 1 08!1 
1969 2 :SOS 805 795 1 354 I 072 559 409 I 649 869 2 431 I 580 I I 100 

Preisindices Lohne und Gehlilt.-r 

fUr die 
7 

lndustrlea rbeitl.'rUI An11est. in lndustl'le9) u. llandd öffentlicher Du,nsl 
F. rzeuge11•r• lse Le bcnshaltung ) 

l Bruttomonatsgehalt 1 O) 
ror J 962•100 Bruttowochenlohn Bruttomonatsgehalt 

J .. hr Iandwirt-
Wohn- ! kaurmllnnlsche techn, Beamte Ang•-

in du- achllflltcher 
geh ud• Nah-

Angestellte Angest. A9 st<!lltc 
striellet' Pt:'odukte 8) ins-

rungs- Milllner Frauen 
(lnspck- BAT VIII Produkte 1962•100 gesamt und Männer Frauen Mllnner j tor) (Bürokraft) 

Ge nuß-
1962•100 

1961/63 mittel 
<100 DM 

1965 10~,0 114,1 114,6 109,0 109,0 211 125 I 934 588 I 1 138 I I 165 824 
1966 105,8 109,3 118,5 I 12,8 112,0 221 135 1 010 636 I 208 I 298 922 
1967 I t•4,9 99,8 115,9 114,4 112,0 223 135 

I 
I 0-18 658 I 248 

I 
I 298 922 

1968 99,3 102,6 120,8 116,1 111,1 235 143 I 110 70ä I 1 284 I 348 953 
1969 101,5 127,2 I 119,3 114,2 259 157 I 317 852 1 409 1 449 l 021 ... I 

I) nur Errlchtung nruer Gebliudc 2) Ft:'~mdenverkPhrSJahre (Oktob<!r des vorangegangenen bis Sept.,mber" o; lJC~!'lchn ten Jahrf'a) 
3) cinschltcßl!ch Kombinalionskraftwagcn •1) ohn•• Postsparcln1agcn 5) Lohn-, veranlagte Etnkommen- und K u-persch~ftsteucr smdc 
nicht veranlngtc Steuer vom Ertrag. ln d• n Sralt•n der Landes- und Bundessteuern e.nthnltcn 6) ohne Kasacnkt'Cclltc 
7) 4-Personen-Arbdln~hmcrhnushalte mH mltt1cr<'m Einkommen dl!fl alleinvcrdi<'nendl!n llaushaltsvot·standcs 8) Wlrtscl•aflsjnhr Juli bis Jum 
9) einschließlich Hoch- und Tiefbau I 0) F.ndgehnlt, OrtsklnssC' A. Dto Angnb<:n gPlten für Verh<'iratet(! mit elnl'm Kind 
a) auf dPr Grundlage der Wc.hnungs:z. ihlung 1968 fortgeschrieben 



Kreiszahlen 

Bcv kcrung am 26. AprJll970
1

) lndusU'r., 21 

KREISFREIE STADT I Beschll!ligte Umsatz31 
Verlinderung am 30. Xovembcr 1970 Im 
gegenOber B triebe Jl:ovcmb<'r Krds Insgesamt Vormonat am 1970 

30 ll. 1970 
Anzahl 

Jl! 1 000 
ln 

inS Einwohner 
Mill. DM 

J 

FLENSBURG 96 754 I - 0,0 '10 8 631 90 88 

KIEL 276 038 - 0,0 166 32 301 117 I 99 

LtlDF.CK 146 33 016 136 
I 

137 ,H2 636 - 0,0 

NEt MI NSTER 84 656 + 0,1 64 11 102 131 I 38 

[)lthmnrschcn 135 448 I - 0,1 84 6 369 47 

I 
79 

Fl nsbur·g -l.nnd 74 871 + 0,1 33 947 13 '1 

lh:gt. Lauenburg 144 588 + 0,0 97 9 464 65 49 

Nordfriesland 164 657 + 0,4 47 2 949 18 33 

Ostholstein 187 798 + 0,4 75 5 959 31 38 

P nneberg 248 355 + 0,3 226 25 025 101 159 

• 'In 108 774 - 0,0 46 I 2 847 26 24 

.t ndsburg-Eck m!Grd<- 228 488 + 0,1 125 12 045 53 69 

Schlcswlg 101 469 + 0,1 38 3 479 34 47 

Scgeberg 169 837 + 0,4 1G9 
I 13 379 78 90 I 

St.,lnhurg 135 931 - 0,1 06 II 481 84 69 

Stormarn 163 727 + 0,1 105 14 734 89 138 

:khleswrg-11olst\'rn 2 564 027 + 0,1 I 5S7 193 726 75 1 115 

Strnßenverkchrsunfll.ll• Kraftfahrzeugbestand arn I, Juli 1970 

mit Personenschaden Im Deu•n ber 11170 
KREISt REIE STADT (vorUiufige Zllhlen) P'"w5) 

Krns 
I Insgesamt 

unrnne G ctllt<!te 4 I \ rlctzte Annhl 
je 1 000 

J::tn-.ohner 

FL.ENSBUHG G9 - 91 22 843 20 585 ... 
KIEL 158 7 213 64 423 57 994 ... 
tOBE( K 135 I 174 56 365 49 G58 ... 

EUM( STEll 68 I 87 19 213 16 983 

I 
... 

Dlthm~rschcn 78 5 115 39 242 29 598 ... 
~·lensburg-l md 54 3 89 24 560 18 533 ... 
llzgl. Lau.nburg 70 7 9U 40 923 33 171 

I ... 
I 

Nordfrit!sland lOG II 145 48 205 36 915 ... 
Ostholstein 117 4 IGI 49 354 39 ~53 ... 
Prnntbl·rg ISO 6 189 65 540 56 31:1 ... 
PIOn 66 4 85 34 199 27 035 ... 
Rrndsburg-Eck<'mfllrde 128 s 179 67 SS7 S2 829 ... 
Schlcswlg 52 7 76 30 042 22 913 ... 
Scg berg 140 14 207 55 014 H 533 ... 
Steinburg 71 6 102 29 574 22 912 ... 
Stonnarn !30 3 184 50 840 43 429 ... 
Schleswtg-Holsteln I 592 84 2 1!15 697 894 572 856 ... 

I) Nauen• Krt'lsz. hlen können ~. Z. nicht verf>ffentlicht wcrdr.n, dn d e ErcebmsR•• dl'r Volk10z11h1ung 1970 noch nicht vorli••gt'n 
2) Bctrlehe mlllrn nllgcmeln•• I 0 und rnt'hr Beschäftigll·n; ohne naulnclu&trlo und ohnt.> öffentliche Gns-, W~ss1'1- uncl l'lcktrlzlt.•ltiwcd;.•• 
3) ohne Umsat~ ln Hand.,lsw.•r , ohne Erlose aus Neb•·ngcschGCh n und ohn<' Umsatzsl<'uer 
4) rlnachlleßtlch der rnnerhalh von 30 Tng<·n an den Untallfolgl!n 'erst rbenf'n Pcrsonen 
Ii) elnschllellllch Kombln:.Uon xrartwngcn 

Anm('rkung: Eine ausführliche Tabelle mit 102 Krers~ahl•·n, drc von allen Stnllstlsc-twn Landeso~mtt'm c••bracht Wt'rdt'n, '" 5Cht'lnt in llr.ft:; u.11 



Zahlen für die Bundesländer 
Bevölkerung Ucschllf- Kuhmilt-her,eu~;ung 

•Er-nten und Erträge 1970 
nm 26. ~tal 1970 ligte im November 1970 

orrcnl· auslan-
darunter 

1 I 
Vet·iindt t·ung Stellen d!Hcht• GurcJdc I Kat·toffcln 

L:ind 
g~genOb~r am Arbt•lt- an (ohne Kurnt'rmalsi

1 

I 
30. 11. ru.ohm•·r Meier••lcn kg 

in I 000 yz 30. G. 197U am 1 000 t und J<' Kuh 

I 
1961 196!1 in I 000 :IU.9. lt.mdl< r und 1 ag 

1 IJUO t 
dz 

I 000 I dz 
1!170 ~ehclert ju ba J" ba . ... tn I 000 in% m • 

Schleswtg-1 loistt:l n 2 5G7 + ll + 0,2 20 2G IN 89,5 8,1 I 350 32,9 4H 2!H,9 

liamburg I 812 - 1 - 0,1 :!7 50 1 1!0,0 8,6 16 30,4 6 241l,8 
Xledet·!int:hs~n 7 125 ... 7 + 0,2 G3 115 255 85,4 8,2 3 985 33,G 3 833 324,3 
A1·•·111~n 757 + 7 + 0,3 Jl 13 I 74,4 8,1 5 30,2 3 238,0 
Nordl"ltcin-W "slfal~n 17 207 + 8 + 0,2 205 547 2011 87,6 9,3 2 936 36,8 I H7 292,0 
lh·s~t:n 5 461 .. 13 + o.~ 71 226 99 80,0 8,9 l 390 34,·1 1 258 249,8 

Rh~tn1and-f>fatz 3 684 + 8 ~ 0,2 27 62 72 74,2 8,5 1 157 31,1 l 326 248,5 
lladc•n -WO J"llt>mlH'q~ 8 996 + 16 + 0,4 113 611 201 73,1 8,6 1 782 31,2 I 870 2-t8,7 
nayrrn 10 GH • 12 • 0,4 107 313 521 77, 9 8,7 4 0·18 31,3 5 590 257,5 
s~nt lnnd 1 127 . 5 - 6 23 8 75,9 8,9 119 28,8 200 240,4 
a. rhn (\\'r llt) 2 13(1 - 3 - 0,0 24 63 0 21,6 l4,6 3 26,2 3 206,6 

ilund("'il bl'"' 61 5011 + 9 + 0,3 673 I 9-19 I 491 80,8 8,6 16 791 33,0 16 250 272,3 

lndustricl) Bauhauptgcw erbe 
Wohnung~wcscn 

Im Septlmbcr 1970 

13cs~h:tftigte Umsatz
21 

Produk- Beschäitigte zum Bau genehmigte ferliggestclltc 

l..and 
nm 31. Augugt 1970 Im August 1970 tlons-

lndex3l 
am 30. Sept. 1970 WohnungPn Wohnungen 

J" I 000 
Aus- 1962•100 

Je I 000 J1'10000 Je 10 000 
Iands- im in I 000 Ein- Mill. DM 
umsatz August 

in I 000 Etn- Anzahl Etn- Anzahl Ein-
wohner 

in 'I'• 1970 
wohner wohneor wohnl"r 

Schi\Cswig-1 lolslt•in 193 75 1 037 14 152 64 25 2 615 10,2 1 237 4,8 

llambm·g 212 117 I 336 15 117 48 2G I 387 7,6 4~0 2,5 
:-lit•cicrsnl·hHc·n 806 113 4 027 19 137 1U6 26 G 168 8,1 4 751 6,7 
Hr·r·mc·n 102 135 687 14 169 22 29 587 7,8 234 3,1 
Nnrdrh<·ln-Wcstfalt•ll 2 710 157 13 295 18 127 395 23 14 015 8 ., ·- 8 708 5,1 
IIPSH< n 757 139 3 253 21 142 144 26 5 859 10,8 I 816 3,3 

Hhembnd- PCal z 410 111 2 208 20 198 92 25 2 503 6,8 2 073 5,6 
R.>d< n ·Württernbe•-g I 615 180 6 532 20 136 246 27 9 574 10,7 7 361 8,3 
B:.ycrn 1 409 132 s 814 17 144 311 29 12 055 11,4 7 139 6,8 
Sa:.rlnnd 17U 151 I G35 26 128 2~ 21 363 3,2 341 3,0 
[lcrlin (\\ t•st) 266 125 I IM lU 131 50 23 3 282 15,4 2 659 12,5 

Bunde&gel>l<•l 8 G~U 141 I 40 009 18 141 I 582 26 58 108 9,5 36 769 6,0 

<tKC;,;-Bcstnnd4) Straßcm erkehrsunf;,u., G) mit Bcswnd Steunrnuth:ommt n 
am l. Juli IU70 Pl!r&onenschadl'n im Oktober 1970 an im 3. Vierteljahr 1970 

Pkw 51 
. Spar- 71 

Ptnlagen 

Lund V"run- am Land"•- llundcs- GE>mE•indl'"-1ns- glOektc 31. 1 o. 8) 8) 
gesamt 

Unfälle Get!\lortc V('rlelzte j .. 1970 
AnLahl je 1 000 

100 Jn DM 
.t::ln-

Unr!Ul~: je 
in 1 000 

wohnrr 
Einwohner· st,•ucrn in DM je Einwohner 

S• ·hlcswlg-fl olsll'm 698 I 573 ... I 613 86 2 \85 141 2 144 1!10 237 58 

llnmhurg 479 433 ... l 272 50 1 R96 137 4 042 354 I 611 119 
~JCd!•rSBr:h84'n I 967 1 GOO ... 4 133 330 5 780 148 2 658 190 229 62 
Dremt·n 187 16~ ... 480 16 574. 123 2 998 247 875 118 
Nordt·hcm-Westral('n 4 304 3 762 ... 10 507 485 14 110 139 Jon 222 331 80 
!IP~scn I 584 I 336 ... 3 ~80 153 l 730 t-:9 3 307 243 352 82 

l!llcin1and-Pfalz 1 035 I 826 ... 2 063 77 2 98i 119 2 690 188 255 63 
D.lCJ<on-WOrtlcmb<'rg 2 587 2 130 ... 4 743 257 6 739 H8 3 195 220 337 78 
nayern 3 13;, 2 426 ... 6 283 4.07 8 930 149 3 185 207 26-l 72 
Snnr1and 270 233 ... 640 28 882 H:! 2 481 185 202 50 
Bc•rlln j\Vt>sl) 474 428 ... I 421 40 1 795 129 2 410 146 492 69 

Bundusgcbtcl 16 783" 13 941
9 ... 36 435 I 931 50 -108 1-14 3004 215 3:'>1 75 

")An dteRt·r Stl'!lt> erschl"tnen abwechselnd Angaben ubE"t' V!Phlwst.mdl•, Geu·<>td"- und Karoffclernle, K1z-Dcetand uud ßr·uttoinlandsprodukt 
ll Betrlcbc nttl rrn ol1gcrnPmcn 10 und mehr .B"schltfhjllert; <thnn Hauuuli.Jslli<' und ohne öfientlidw Gus-, Wa~s<r- und EIPktrizltätswcrke 
2) uhn<• Umsut-. in HnlllldtiWurt:, ohne F:r·löse lliJS Nrbt·ng<'><Ch,tflen und ohn<:' llmsatzsteut'r 
3) vrm KnlPnrlt'rUnt·f'g• 1mlllligkel\!.'n bc-r••inigl 41 ohne Rundespost und Rundt'sba.hn 
6) l'ins~hll•·flll<h Kumh!nnhonHkraflwagen G) Sch1cswtg-llulstPln endgültig<', Ollrlgo L:J.ndct· vol"l.luflg Zahlen 
71 nhnt• Postspurellllugt·n 8) c;, m• ln•H·hnflsll•Ut·rn J<"Welh; anleihg enthaltt'n 
a) <·lnsrhltt·ßlil:h Hund<-spobt und Bunr.ll'sbahn: 62 089 Krz und 21 23G P~\\ 

G-"'~•' ''" ' • srlsehwt L..crdes 



Inhalt der bisher erschienenen Hefte 

des laufenden Jahrgangs 

Heft/ Seite 

Gebiets- und Bevölkerungsstand 
Ausl!l~der 1970 . . . . • • • . • 

Erwerbstätigkeit 
Erwerbstätige 1970 

Offentliehe Fmanzen 
Gewebesteuer 1966 (Tell 1) 

Preise 
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o-mo SCHLESWIG- HOLSTEINISCHE WIRTSCHAFTSKURVEN · B 
Die "Wirtschaftskurven" A und B erscheinen im monatllr hen W chsel mit unterscbiedlicl:lem Inhalt. TeU A enthalt !oleende 
Darstellungen: BevOlkerun, (BevOl.kerungsstand, Geburtenüber chuB, Wanderungsgewinn t-z:w. -verluet, Zuzoge, FortzUge, 
Geborene und Gestorbene); Arbeiterverdienete : P r eiaindex für dle Lebenshaltung 1m Bund; Steueraufkommen; Kreditvolumen. 

INDEX DER INDUSiTRIEllEN PRODUKTION .. UMSATZ IN DER INDUSTRIE * 
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